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11.01.1960  
DDR: Ein SED-Mitglied in Zwickau erhält am 11. Januar 1960 folgenden "Parteiauftrag" 
(x243/207): >>Lieber Genosse! - ...  
Parteiauftrag: Du wirst als selbständiger Agitator bei dem Einzelbauer D., Bruno (13,91 ha) in 
Niedermülsen Nr. 24 mit dem Genossen W., Bernhard eingesetzt.  
Dieser Parteiauftrag hat so lange Gültigkeit, bist Du o.a. Bauern für den Eintritt in die LPG 
Morgenröte Niedermülsen gewonnen hast. ... 
Mit sozialistischem Gruß  
K./Werkdirektor . W./1. Sekretär (der SED Zwickau).<< 
22.01.1960  
DDR: Der Nationalrat der "Nationalen Front" beschließt am 22. Januar 1960 die beschleunig-
te Kollektivierung der Landwirtschaft. 
17.03.1960 
DDR: Ein Parteifunktionär berichtet am 17. März 1960 in der SED-Zeitung "Neues Deutsch-
land" (x296/208 L): >>Werter Genosse Walter Ulbricht! 
Wir sind sehr erfreut, Ihnen mitteilen zu können, daß sich nunmehr alle Bauern im Bezirk 
Neubrandenburg entschlossen haben, den Schritt vom Ich zum Wir zu tun und gemeinschaft-
lich zu arbeiten. ... 
Durch die nach der Zerschlagung des Hitlerfaschismus möglich gewordene demokratische 
Bodenreform erfolgte der erste entscheidende Schritt, das böse Erbe der unseligen Vergan-
genheit abzuwerfen.  
Durch den jetzigen Zusammenschluß aller bisher einzelbäuerlichen Betriebe zu landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften beginnt eine neue, höhere Stufe der Entwicklung 
für alle Bauern unseres Bezirkes. ...  
Damit erhält auch der Bezirk Neubrandenburg ein neues Gesicht, geprägt von einer schönen 
sozialistischen Perspektive. 
Gegenwärtig sind unsere Genossenschaftsbauern, unterstützt durch die in der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland zusammengeschlossenen patriotischen Kräfte und den 
Staatsapparat, dabei, mit großem Schwung die Frühjahrsbestellung in Angriff zu nehmen. 
...<< 
Ein geflohener mitteldeutscher Bauer berichtet später über die kommunistische Zwangskol-
lektivierung der Landwirtschaft im März 1960 (x243/207): >>Täglich kamen 6-8 Mann und 
verlangten den Eintritt in die LPG. Oft kamen sie täglich zwei- bis dreimal oder blieben bis 
nachts zwei Uhr. Unter den Werbern befanden sich Polizei, SED-Funktionäre. ...  
Mein Sohn studierte an der TH in Dresden, und sie äußerten sich dahingehend, daß mein Sohn 
im Falle einer Weigerung von der TH entlassen würde. ...<< 
>>... Anfang März ... kamen etwa 40 Werber ... mit Omnibussen in den Ort. ... Jeder Einwoh-
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ner ... wurde von mehreren Werbern bearbeitet. ... Nachts waren die Ein- und Ausfahrtsstra-
ßen des Dorfes durch Volkspolizei mit aufgepflanztem Seitengewehr bewacht. Lautsprecher 
fuhren durch das Dorf und forderten die Einzelbauern namentlich auf. ...<< 
15.04.1960  
DDR: "Karl-Marx-Stadt" (Chemnitz) meldet am 15. April 1960 als letzter DDR-Bezirk den 
Abschluß der Zwangskollektivierung aller landwirtschaftlichen Betriebe (x009/519). 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Agrarpolitik" in 
der SBZ (x009/14-16): >>Die Landwirtschaft in der SBZ steht seit 1945 im Zeichen der von 
der kommunistischen Doktrin bestimmten Agrarpolitik.  
Danach sind die Beseitigung des selbständigen Bauernstandes und seine Kollektivierung uner-
läßliche Voraussetzungen für den Aufbau des Sozialismus.  
Unter Mißachtung der ganz anders gearteten historischen, kulturellen, sozialen und wirtschaft-
lichen Bedingungen in Mitteldeutschland kopiert die Agrarpolitik der SED das sowjetische 
Vorbild. ... 
... Auch in der SBZ hat man zunächst auf die allgemeine Kollektivierung der Landwirtschaft 
verzichtet. Aus praktischen und politischen Gründen wollte man eine Opposition der bäuerli-
chen Bevölkerung vermeiden; man versuchte sich ihre Sympathien durch eine Bodenreform 
zu verschaffen, die zu einer entschädigungslosen Enteignung der Großgrundbesitzer und zur 
Aufteilung ihres Landes in eine Vielzahl kleiner einzelbäuerlicher Betriebseinheiten führte. 
Ein ansehnlicher Teil des aus dem enteigneten und aus öffentlichen Ländereien gebildeten 
"Bodenfonds" bildete den Grundstock für die Errichtung volkseigener Güter. ...  
Der durch die Bodenreform ausgelöste Prozeß der Vermehrung des Kleinbetriebes auf Kosten 
des Großbetriebes war jedoch nur der taktische Beginn einer "Revolution von oben", denn die 
bei der Landverteilung zugrunde gelegte Betriebsgröße war so bemessen, daß man sich später 
auf das ökonomische Argument stützen konnte, die den modernen Bewirtschaftungstechniken 
weniger zugänglichen Kleinbetriebe in die "sozialistische Großbetriebsform" überführen zu 
müssen.  
Das offensichtliche Nahziel war, die Bauernschaft zu neutralisieren, die Klassenspaltung im 
Dorf künstlich herbeizuführen und das neue Kleinbauerntum in eine vielfältige Abhängigkeit 
zu bringen, um es dem politischen Einfluß der kommunistischen Partei auszuliefern. ... Vor 
allem zeigte die Kollektivierung der technischen Ausrüstung in den Maschinen-Traktoren-
Stationen die Absicht an, die zahlreichen Neubauern in seine Gewalt zu bringen. Die Bauern 
wurden vom Monopol der Maschinen-Traktoren-Stationen technisch abhängig. ... 
Die Kampfmethoden gegen die Bauern mit größeren Wirtschaften (in der Regel über 20 ha 
landwirtschaftlicher Nutzfläche) waren vielfältig und zahlreich. Sie reichten von der hohen 
Einstufung im Tarif-, Ablieferungs- und Steuersystem einerseits und von der Benachteiligung 
in der Belieferung mit Betriebsmitteln aller Art und in den Erzeugerpreisen andererseits bis 
zur Verschärfung des Strafmaßes bei Nichterfüllung der auferlegten Pflichten, bis zur gesell-
schaftlichen Diskriminierung und reinen Willkür. ... In enger Verbindung damit vervollstän-
digten das Agrarpreissystem und die Ablieferungspflicht die Möglichkeiten, die Groß- und 
Mittelbauern stark zu benachteiligen. ... 
Die Werbung für den "freiwilligen" Zusammenschluß in LPG lag das simple Prinzip zugrun-
de: Benachteiligung der Einzelbauern - Begünstigung der LPG-Mitglieder.  
Durch mehrere Ministerratsbeschlüsse wurden als Begünstigungen für die LPG u.a. festgelegt: 
Bevorzugte Bedienung durch Maschinen-Traktoren-Stationen beim billigsten Tarif, bevorzug-
te Kreditgewährung, Steuerermäßigungen, Senkung des Ablieferungssolls, bessere Versor-
gung mit mineralischen Düngemitteln, Futtermitteln, Saatgut, Zuchtvieh und Geräten sowie 
Befreiung von Schulden, die aus der Übernahme von Land im Zuge der Bodenreform herrühr-
ten. ... 
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Die Zwangskollektivierung lief mit zeitweise unterschiedlichem Tempo vom Juli 1952 bis 
April 1960 ab. ...  
Anfang 1960 setzte eine systematische Kampagne der SED ein, dazu bestimmt, den Wider-
stand der letzten Bauern zu brechen. SED- und FDGB-Funktionäre, Aktivisten, Organe der 
Polizei, der Staatsanwaltschaften, des SSD überschwemmten die Dörfer und erpreßten mit 
dem Beitritt zur LPG oft auch noch die Erklärung, daß er "freiwillig" erfolgt sei. In den ersten 
3 ½ Monaten des Jahres 1960 ist ein annähernd gleich großer Nutzflächenanteil kollektiviert 
worden wie in den 7 Jahren von 1952 bis 1959. Am 15. April 1960 meldete der letzte Bezirk 
die "Vollsozialisierung". ... 
... Mit der Umwandlung der LPG in Volkseigene Güter könnten auch die letzten Reste bäuer-
lichen Privateigentums, nämlich die persönliche Hauswirtschaft, der Verstaatlichung zum Op-
fer fallen. Die Überführung des persönlichen Eigentums an Grund und Boden - über die Stufe 
des "genossenschaftlichen Eigentums" - in "Staatseigentum" wäre dann vollzogen und voll-
kommen.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Zwangskollek-
tivierung" der mitteldeutschen Landwirtschaft (x009/504): >>Im Westen verwendeter Begriff, 
der den Druck auf die Bauern zum Eintritt in die LPG allgemein, besonders aber die SED-
Kampagne "sozialistischer Frühling" bezeichnet, in der im März/April 1960 rd. 250.000 Ein-
zelbauern in LPG zusammengeschlossen wurden, womit nach Ulbricht "in der DDR die Be-
freiung der Bauern beendet" worden ist.  
Das Prinzip der Freiwilligkeit des Eintritts in die LPG wurde durch zahlreiche Erpressungs-
methoden im Rahmen einer planmäßigen Agitation gröblich mißbraucht, wogegen die westli-
che Welt scharfe Proteste eingelegt hat.  
Als Motive für die parteiamtlich gelenkte Durchführung der Zwangskollektivierung sind an-
zusehen: Schaffung vollendeter Tatsachen mit außenpolitischer Zielsetzung; Beseitigung von 
Widersprüchen im System der kommunistischen Wirtschafts- und Agrarpolitik; Gewinnung 
von tüchtigen Landwirten und Betriebsmitteln (vor allem Vieh) für die LPG.  
Propagandistisch wurden während der größten Zwangskollektivierung durch die These vom 
Bauernlegen (Einziehung abhängiger Bauernwirtschaften durch die adligen Gutsherren im 15. 
bis zum 17. Jahrhundert, besonders in England und in Mecklenburg) in Westdeutschland Ab-
lenkungsversuche unternommen.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Freiwilligkeit" 
in der SBZ (x009/140-141): >>Nach dem Parteijargon angeblich Grundlage der meisten 
staats- und gesellschaftspolitisch relevanten Entscheidungen und Akte der Bevölkerung, ins-
besondere des Beitritts und der Mitarbeit in politischen Organisationen, des Beitritts zu Ge-
nossenschaften u.a. Formen bolschewistischer Wirtschaft, der Beteiligung an jeglichem mili-
tärischen und paramilitärischen Dienst, der Mitarbeit an jeglichen Maßnahmen zur Planerfül-
lung - wie Selbstverpflichtungen. Sozialistische Wettbewerbe usw. -, der Mitarbeit im Natio-
nalen Aufbauwerk u.a. –  
Tatsächlich ist jede derartige Mitarbeit weitgehend durch mittelbaren Zwang oder Opportuni-
tätserwägungen, z.T. auch durch direkten Druck - z.B. während der Zwangskollektivierung 
vom Frühjahr 1960 - bewirkt worden.  
Die bolschewistische Ideologie kann es sich aus der Fiktion der Identität des Parteiwillens mit 
dem Willen der breiten Massen, insbesondere der "Werktätigen", nicht leisten, zuzugeben, 
daß die bolschewistische Partei - zum mindesten in den durch starke abendländische Traditio-
nen hindurchgegangenen Volksdemokratien - weitgehend gegen den Willen der Bevölkerung 
ihre Maßnahmen trifft. Deshalb das Bestreben der Führungsorgane, ein politisches Klima zu 
schaffen, in dem die von der Führung gewünschten Maßnahmen so aufgedrängt werden, daß 
diese nicht umhin kann, sich für sie zu "entscheiden".  
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Mit wirklich freier Entscheidung hat das zumeist nicht das mindeste zu tun.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den "Aufbau des So-
zialismus" in der SBZ (x009/42): >>In der bolschewistischen Theorie die Übergangsperiode 
nach dem revolutionären Sturz des Kapitalismus bis zum vollendeten System des Sozialis-
mus, der dann die Überleitung zum Kommunismus ermöglichen soll.  
In der bolschewistischen Praxis nach 1945 in den osteuropäischen Satellitenstaaten und in der 
SBZ trat jedoch an Stelle einer undurchführbaren echten, explosiven "Revolution von oben", 
... (die) "Schaffung der Grundlagen für den Aufbau des Sozialismus", ... zunächst als antifa-
schistisch-demokratische Ordnung bezeichnet.  
In ihrer "letzten Etappe" sollte die bürgerliche Revolution schrittweise in eine proletarische 
Revolution umgewandelt werden. ... Nach dem Zeitplan des ZK soll der Aufbau des Sozialis-
mus mit dem Ende der Siebenjahrplan-Periode (1965) abgeschlossen sein. Der zwischen Ja-
nuar und April 1960 erfolgten Zerschlagung des bäuerlichen Privateigentums soll bis dahin 
die Vernichtung der Reste von privatem Handel, Einzelhandwerk und Privatindustrie folgen. 
...<< 
Westdeutsche Journalisten berichten später über den "Sozialistischen Wettbewerb" in der 
DDR (x073/271): >>... In den Betrieben wird der individuelle Konkurrenzkampf durch den 
sozialistischen Wettbewerb der Kollektive ersetzt, die für Erfüllung und Übererfüllung des 
Plans nach einem komplizierten System durch Prämien belohnt werden, aber auch durch Or-
den, Ehrentitel, Reisen in die Sowjetunion und Wandzeitungslob für die Besten.  
Höchste Ehre bedeutet der Staatstitel "Kollektiv der sozialistischen Arbeit", um den die Mit-
glieder einer Brigade – zwischen einem Dutzend und 40 Mann ein Jahr lang kämpfen.  
Außer der Arbeit muß ein strammes Programm "gesellschaftlicher Aktivitäten" bewältigt wer-
den. Es umfaßt politische und fachliche Schulungen und Lehrgänge, Besuch von Englisch- 
und Russischkursen, Mitgliedschaft im FDGB (Freier Deutscher Gewerkschaftsbund) und in 
der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, regelmäßige sportliche Betätigung, 
Einsatz beim Deutschen Roten Kreuz und in den Betriebskampfgruppen, gemeinsame Thea-
sterbesuche. 
Obwohl die Teilnahme an solchen Wettbewerben meist nur unter Druck von Betriebsparteilei-
tung und Gewerkschaft zustande kommt, das Kollektiv spielt im Leben des DDR-Arbeiters 
eine große Rolle. Man feiert zusammen, man lernt die Ehepartner kennen, lahme Brüder wer-
den ins Kreuz getreten, mitzuziehen, Streitigkeiten und strafwürdige Handlungen geringerer 
Größenordnung kommen vor die Konfliktkommission.  
Das Kollektiv kann Familienersatz sein. Eine Dreherin sagte uns: "Ohne die Brigade hätte ich 
meine Scheidung nicht durchgestanden."  
DDR-Flüchtlinge, die in westdeutschen Betrieben anfangen, vermissen erst den Zusammen-
halt am Arbeitsplatz. ... 
Von sozialistischem Wettbewerb kündet eine große Tafel am Eingang zum Maschinensaal 
einer Fabrik. Hier steht der Name jeder Arbeiterin und jedes Arbeiters fein säuberlich aufgeli-
stet. Dahinter ist dann zu lesen, wie oft der oder diejenige krankgewesen ist. Und zu wieviel 
Prozent sie oder er den Plan erfüllt hat. Und alle Faulenzer, die weniger als 110 Prozent Pla-
nerfüllung aufweisen können, sind in rot gekennzeichnet. ...<< 
06.08.1960  
BRD: Zehn Jahre nach Veröffentlichung der "Charta der deutschen Heimatvertriebenen" be-
kennen sich die deutschen Vertriebenen am 6. August 1960 weiterhin zu den damaligen 
Grundsätzen (x161/16): >>Vor 10 Jahren, als noch niemand voraussehen konnte, was aus 
Deutschland und aus uns deutschen Heimatvertriebenen würde, haben wir in unserer Charta - 
von unseren gewählten Vertretern unterzeichnet und verkündet - vor Gott und der Welt er-
klärt, was wir erlebten, was wir dachten und was wir erstrebten. 
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Millionen Menschen mußten zu dieser Zeit noch um die einfachsten und im Leben des einzel-
nen doch entscheidenden Dinge bangen und kämpfen, um ein Dach über dem Kopf, um Ar-
beit, um Brot. 
Die geistig-moralische Not jener Zeit seit 1945, das soziale und wirtschaftliche Chaos, in das 
wir, unseres eigenen Willens beraubt, hineingetrieben wurden, ließen uns nicht verzweifeln. 
Wir wurden nicht zum sozialen Sprengstoff im politischen Spannungsfeld Europas. 
Die Prüfungen und das Leid, das wir - wie heute Millionen Menschen anderer Völker - tragen 
mußten, prägten die festen, unverrückbaren Grundlagen unserer damaligen und gegenwärtigen 
Haltung. Wir wollen auch jetzt und künftig wie ehedem in die Heimat zurück. Wir sehen kei-
nen Anlaß, unsere Haltung zu ändern, um so mehr als wir glauben, die Pflichten, die wir in 
der Charta auf uns nahmen, nach bestem Wissen und Gewissen beim Wiederaufbau Deutsch-
lands und Europas erfüllt zu haben. 
Wir anerkennen die Leistung des deutschen Volkes im Überwinden der Notstände. Sie stellt 
aber keineswegs die abgeschlossene Erfüllung der von uns vor 10 Jahren erhobenen sozial-
wirtschaftlichen Forderungen dar. 
Dem in manchem hektischen wirtschaftlichen Aufstieg der Bundesrepublik, den wir zwar als 
Lebensmöglichkeit der Bevölkerung würdigen, stehen wir kühl gegenüber, weil wir auch des-
sen Schattenseiten deutlich erkennen. 
Die Not unserer Tage wird besonders klar an der noch immer nicht überwundenen Zerreißung 
Deutschlands, an der Unfreiheit unserer Schwestern und Brüder jenseits des Eisernen Vor-
hangs ... 
Wir bekennen uns daher heute erneut und feierlich zu den vor 10 Jahren in der Charta der 
deutschen Heimatvertriebenen aufgestellten Grundsätzen. Um ihrer Verwirklichung willen 
müssen wir heute fordern: 
1. Das durch das internationale Recht und die Satzung der Vereinten Nationen verbürgte 
Selbstbestimmungsrecht hat für alle Völker zu gelten, also auch für das deutsche Volk. Seine 
Verwirklichung darf nicht Interessen anderer Staaten geopfert werden. ... 
2. Die Wiedervereinigung aller durch Willkür und Gewalt voneinander getrennten Teile 
Deutschlands ist trotz aller Hemmungen und trotz aller Widerstände herbeizuführen. ...<< 
26.09.1960 
DDR: Walter Ulbricht beteuert am 26. September 1960, daß die DDR "die Sicherung des 
Friedens und die Abrüstung" will.  
Ulbricht behauptet in dieser Erklärung zur Außenpolitik (x009/52): >>... Es stehen sich ... 
gegenüber die friedliebende DDR und die Friedenskräfte in Westdeutschland auf der einen 
Seite und die Revanchisten und Militaristen mit ihrer Bundesregierung in Westdeutschland 
auf der anderen Seite.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Gesamtdeutsche 
Arbeit" in der SBZ (x009/152-153): >>Unter der Gesamtdeutschen Arbeit wird vor allem die 
propagandistische Tätigkeit im Sinne der jeweiligen Deutschlandkonzeption der KPdSU- und 
SED-Führung verstanden (Wiedervereinigung).  
Die Verantwortung für die Gesamtdeutsche Arbeit liegt hauptsächlich bei der zentralen Kom-
mission für Gesamtdeutsche Arbeit beim ZK der SED. ... Eine wichtige Rolle spielen außer-
dem das Büro für nationale Gewerkschaftseinheit beim Bundesvorstand des FDGB, der Aus-
schuß für deutsche Einheit und der Nationalrat der Nationalen Front.  
Im Zusammenhang mit der Zwei-Staaten-Theorie wurde 1960 ein Teil der Verantwortung für 
die Gesamtdeutsche Arbeit der Parteiführung der KPD in der SBZ übertragen. Nach wie vor 
werden alle wichtigen Arbeitsdirektiven durch das Politbüro und das Sekretariat des ZK der 
SED erteilt. 
Im Mittelpunkt steht das Werben um die westdeutsche Arbeiterschaft, insbesondere um Mit-
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glieder des DGB und der SPD, unter der Parole "Aktionseinheit der deutschen Arbeiterklas-
se". ... Außerdem bemühen sich die SED und die ihr unterstellten Organisationen und Institu-
tionen um Zusammenarbeit mit ehemaligen Offizieren, NSDAP-Mitgliedern, Unternehmern, 
Intellektuellen und anderen Bevölkerungsgruppen in der Bundesrepublik. 
Wichtigste Arbeitsmethoden: Entsendung von illegal reisenden Instrukteuren in die Bundes-
republik zur Unterstützung und Kontrolle der in den Tarnorganisationen und dem illegalen 
KPD-Apparat tätigen Funktionären sowie zur Überbringung finanzieller Zuschüsse; Entsen-
dung von politisch zuverlässigen und besonders überprüften Delegationen, die insbesondere in 
Betrieben, Hochschulen, in den Gewerkschaften, öffentlichen Ämtern sowie mit gewählten 
Volksvertretern und mit Kommunalpolitikern in der Bundesrepublik diskutieren und Kontakte 
aufnehmen sollen, Einladung von ebenfalls ausgesuchten Delegationen sowie von Schulkin-
dern (Ferienaktion) aus der Bundesrepublik in die SBZ "zum Studium der sozialistischen Er-
rungenschaften"; Veranstaltung von "Gesamtdeutschen Arbeitskonferenzen"; und von "Ge-
samtdeutschen Gesprächen" zwischen SED-Funktionären und angeblichen SPD-Mitgliedern. 
Die Teilnehmer aus der Bundesrepublik sind in der Mehrzahl getarnte Kommunisten.  
Verschickung von Propagandamaterial der Nationalen Front und des Ausschusses für deut-
sche Einheit an zahlreiche Organisationen, Betriebe, Schulen und Privatpersonen in der Bun-
desrepublik. Schulkinder, Angestellte, Funktionäre und andere werden aufgefordert, mit be-
kannten und unbekannten Personen in der Bundesrepublik in briefliche Verbindung zu treten 
sowie "Patenschaften" zu übernehmen und über die Notwendigkeit einer Anerkennung der 
DDR als souveränen Staat, die Umwandlung West-Berlins in eine sog. Freie Stadt, über die 
sozialistischen Errungenschaften, die angeblich "undemokratischen Verhältnisse" in West-
deutschland und die "Vorbereitung eines Blitzkrieges" durch die Bundesrepublik "aufzuklä-
ren".  
Daneben wird die SED-Deutschlandkonzeption durch den Rundfunk und das Fernsehen pro-
pagiert. Die jährlichen Aufwendungen für alle diese Tätigkeiten werden auf 100 bis 120 Mil-
lionen DM West und 250 Millionen DM Ost beziffert. ...  
In allen wichtigen politischen Fragen der Gesamtdeutschen Arbeit, zum Teil sogar in Detail-
fragen, entscheidet Walter Ulbricht.  
Ziel der Gesamtdeutschen Arbeit ist die Bundesrepublik aus den "Händen der Monopolherren 
und ihrer Diener" zu befreien und dafür Sorge zu tragen, daß ganz Deutschland ein blühendes 
und in der Welt geachtetes sozialistisches Vaterland wird (Beilage 49 zur Zeitschrift "Junge 
Generation", S.11).<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Revanchepoli-
tik" in der SBZ (x009/369): >>Als Revanchepolitik, häufig auch als Revanchismus verleum-
det das Regime alle Bemühungen, die 1945 offengebliebenen Gebietsfragen zu erörtern, um 
sie auf dem Verhandlungswege zu lösen.  
Jede Erörterung vor allem der deutschen Ostgebiete jenseits der Oder-Neiße-Linie lehnt das 
Regime der SBZ scharf ab, weil sie angeblich zum Kriege gegen den Sowjetblock führe. Re-
vanchepolitik wird vielen führenden Politikern aller Parteien der Bundesrepublik vorgewor-
fen.  
Als Revanchepolitik stellt die SED auch die völlig rechtmäßigen Bemühungen weitester de-
mokratischer Kreise und der Reichskabinette zwischen 1919 und 1932 hin, einschneidende 
Bestimmungen der Versailler Regelung von 1919 friedlich zu revidieren.  
Mit ihren Behauptungen über die "Revanchepolitik in Westdeutschland" versucht das Regime 
der SBZ, die Bundesrepublik als einen Kriegstreiber hinzustellen.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Wiedergutma-
chung" in der SBZ (x009/485-486): >>Eine individuelle Wiedergutmachung nationalsoziali-
stischen Unrechts erfolgt in der SBZ nicht.  
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Auch mit anderen Staaten sind keine Wiedergutmachungsabkommen abgeschlossen. Nur die 
anerkannten, das heißt, noch heute für das kommunistische System in der SBZ eintretende 
Verfolgte des Naziregimes genießen einige Vorteile, darunter bei Erwerbsminderung Leistun-
gen aus der Sozialversicherung, die denen bei Betriebsunfällen gleichen, auch wenn sie keine 
Versicherungszeiten aufweisen können.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Auslandspropa-
ganda" der SBZ (x009/45): >>Ziel der Auslandspropaganda ist es, die nichtkommunistischen, 
vor allem die sogenannten neutralen Länder durch Herabsetzung der Bundesrepublik und 
durch die Propagierung der friedlichen, "uneigennützigen" und "antikolonialistischen" Politik 
des SBZ-Regimes der Bundesrepublik Deutschland zu entfremden und für verbesserte und 
schließlich diplomatische Beziehungen zu gewinnen.  
Im weiteren Sinne bezweckt die Auslandspropaganda: Gewinnung neutraler Potenzen im Aus-
land, ihre Indoktrinierung im kommunistischen Geist, den Aufbau einer Monopolstellung im 
Informationswesen besonders der afrikanisch-asiatischen und lateinamerikanischen Staaten, 
die Intensivierung wirtschaftlicher Verbindungen.  
Dafür werden außerordentlich hohe personelle und finanzielle Mittel aufgewendet; alle Han-
delsvertretungen, Konsulate usw. dienen als Schaltstellen der Auslandspropaganda, ebenso 
wie eine Vielzahl spezieller "Freundschaftsgesellschaften" ("Gesellschaft für Freundschaft 
zwischen Mexiko und der DDR" ...). Aber auch spezielle "Solidaritätskomitees" oder die 
"DDR-Sektion der Weltföderation der Partnerstädte" und ähnliche Institutionen sind im Rah-
men und im Sinne der Auslandspropaganda aktiv tätig. 
Zur Indoktrinierung von Gästen und Studenten aus dem nichtkommunistischen Ausland be-
dient sich die Auslandspropaganda u.a. spezieller Foren und Konferenzen ("Ostseewoche", 
"Konferenz zum Studium des westdeutschen Neokolonialismus"), des "Instituts für Auslän-
derstudium" an der FDGB-Hochschule in Bernau, des "Instituts für Ausländerstudium" an der 
Universität Leipzig und anderer Institutionen.  
Spezielle Publikationen der Auslandspropaganda sind u.a. die vielsprachig erscheinende 
"DDR-Revue", "Bericht aus dem demokratischen Deutschland" und "Deutsche Stimmen".  
Vom Staatlichen Rundfunkkomitee wird über den Sender "Radio DDR International" ein be-
sonderer "Auslandsdienst des Deutschen Demokratischen Rundfunks" betrieben, der täglich 
mehrstündige Programme in Englisch, Französisch, Dänisch, Arabisch und in anderen Spra-
chen ausstrahlt.  
Der Auslandspropaganda dienen schließlich die Weitergabe von Rundfunkprogrammen, die 
Werbung und Vermittlung ausländischer Besucher in der SBZ, offizielle und inoffizielle Rei-
sen von Wissenschaftlern, Wirtschaftlern, Partei-, Gewerkschafts-, Jugend- und Staatsfunk-
tionären.  
... Zentrale Steuerungsstelle (für die Auslandspropaganda) ist in jedem Falle der SED-
Parteiapparat.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Infiltration" der 
SBZ (x009/188): >>Sammelbezeichnung für die kommunistische Taktik des Einsickerns von 
Personen, Nachrichten und Gerüchten.  
Durch Infiltration soll eine geschlossene Abwehr gegen den Bolschewismus untergraben wer-
den. Anders als lautstarke Propaganda ist sie gefährlich durch ihre unmerkliche, auf die Dauer 
zersetzende Wirkung. Das Ziel der vielfältigen Infiltrationsmethoden sind alle Personenkreise, 
bei denen Unzufriedenheit mit den bestehenden Verhältnissen vorausgesetzt wird.  
Während durch personelle Infiltration kommunistische Vertrauensleute in wichtige Stellungen 
des gesamten öffentlichen Lebens eingeschleust werden sollen, will die geistige Infiltration 
durch Ausstreuen von Gerüchten und Zwecknachrichten im Westen ein Gefühl der Unsicher-
heit und Schwäche verbreiten. Die wichtigsten westdeutschen Stützpunkte für die Infiltrati-
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onstaktik sind die kommunistischen Tarnorganisationen. 
1960 erschienen für Zwecke der Infiltration mehr als 130 Zeitungen und Zeitschriften der 
Tarnorganisationen (großenteils in der SBZ gedruckt) und 120 kommunistische Betriebszei-
tungen und mindestens 167 Zeitungen und Ortsblätter der verbotenen KPD. Ferner wurden 
monatlich 9 bis 10 Millionen Flugblätter und Briefzeitungen in die Bundesrepublik ge-
schmuggelt. 
Für die Infiltration, die eng mit der gesamtdeutschen Arbeit der SED, der Massenorganisatio-
nen und des Staatsapparates zusammenwirkt, werden sehr hohe Summen ausgegeben. Die 
Richtlinien für die Infiltration erteilt das Politbüro der SED. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Tarnorganisa-
tionen" der SBZ (x009/435): >>Organisationen unter kommunistischer Leitung, die besonders 
außerhalb des kommunistischen Machtbereiches nichtkommunistische und politisch indiffe-
rente Kreise bearbeiten.  
Sie sollen kommunistische Gedanken verbreiten und Aktionen gegen gesellschaftliche und 
politische Ordnung der Freien Welt vorbereiten. Auch sind Tarnorganisationen scheinbar 
harmlose Aushängeschilder für "gesamtdeutsche Gespräche" und "Friedensaktionen" sowie 
Stützen der Infiltration und der eingeschleusten Agenten und Spione. ... 
Neben internationalen Tarnorganisationen gibt es kleine, z.T. örtliche Tarnorganisationen, die 
als "Aktionsausschüsse, Kreise, Komitees" o.ä. auftreten. Sie sind gefährlich, weil sie sich 
örtlichen und zeitlichen Gegebenheiten anpassen und in der Lage sind, Mißstimmungen auch 
kleinerer Personengruppen auszunutzen.  
In der Bundesrepublik sind Tarnorganisationen nach der Gründung der DDR und den kom-
munistischen Wahlniederlagen sehr rege. Gesteuert werden sie von der Abteilung "gesamt-
deutsche Fragen" des ZK der SED und von der entsprechenden Abteilung des Bundesvorstan-
des des FDGB. 
Die Zahl der Tarnorganisationen in der Bundesrepublik ging in die Hunderte. Ein großer Teil 
besteht nicht mehr. Denn sobald sie als kommunistische Werkzeuge entlarvt sind, stellen sie 
ihre Tätigkeit ein, um unter Führung der gleichen Leute, aber unter anderem Namen ihre 
Wühlarbeit wieder aufzunehmen.  
Nach vorsichtigen Schätzungen belief sich die Zahl der Tarnorganisationen im Jahre 1953 auf 
etwa 90, während sie 1955 mit etwa 130 angegeben wurde. Es empfiehlt sich, in Zweifelsfäl-
len Auskunft bei den zuständigen Bundes- und Landesbehörden einzuholen.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die staatlichen 
"Tarnfirmen" in der SBZ (x009/435): >>Seit 1949 in der SBZ errichtete Handelsfirmen, die 
äußerlich als Privatunternehmen, tatsächlich aber für den staatlich gelenkten legalen und ille-
galen Außenhandel tätig sind. Die Namen der staatlichen Tarnfirmen haben gewechselt, aber 
die Aufgaben sind geblieben. Die wichtigste staatliche Tarnfirma ist zur Zeit die 1958 ge-
gründete "Utimex-Außenhandelsvertretungen GmbH", die der Kammer für Außenhandel di-
rekt untersteht und mit Vertrauensleuten der SED besetzt ist.  
Die Utimex soll zugleich durch Ausschaltung der Firmenvertreter besonders der Bundesrepu-
blik auf dem Umweg über Provisionen den Devisenbestand der SBZ aufbessern. ...<< 
29.09.1960 
BRD: Am 29. September 1960 schließen die Kultusminister der Länder in Saarbrücken eine 
"Rahmenvereinbarung" für die Oberstufen der Gymnasien, den Geschichtsunterricht in das 
Fach "Gemeinschaftskunde" zu integrieren.  
Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing (1927-2009) schreibt später 
in seinem Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden 
Auswirkungen" über die Vergangenheitsbewältigung der Deutschen (x306/267-278): >>Ver-
gangenheitsbewältigung 
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Je weiter sich der Zweite Weltkrieg entfernt, desto gegenwärtiger wird er. Nicht etwa im Ge-
denken von Kriegervereinen, sondern in den aus ihm gezogenen "Lehren", deren Beachtung 
jedermann dringlich empfohlen wird. Dafür hätte kaum ein schwammigerer Begriff als "Ver-
gangenheitsbewältigung" gefunden werden können. Mittlerweile hat die Vergangenheitsbe-
wältigung bereits ihre Geschichte, die selber nach Bewältigung ruft.  
Die amtliche Darstellung der Bundesregierung präzisiert: "Am 24. Dezember 1959 gegen 23 
Uhr wurde auf dem in Köln am Hansaring errichteten Gedenkstein für die Opfer des National-
sozialismus mit der Inschrift: 'Hier ruhen sieben Opfer der Gestapo. Dieses Mal erinnert an 
Deutschlands schandvollste Zeit 1933-1945' der zweite Satz mit schwarzer Lackfarbe über-
schmiert.  
In derselben Nacht, am 25. Dezember 1959, gegen 2.30 Uhr wurde die Synagoge in Köln, 
Roonstraße, durch folgende Aufschriften besudelt: die Außenmauer des Grundstücks durch 
die Parolen 'Juden raus' und 'Deutsche fordern: Juden raus'; die Wand und ein Eingang zur 
Synagoge durch Hakenkreuze und durch Überschmieren der Inschrift 'Synagogengemeinde 
Köln'; die Innenseite des Toreingangs zur Synagoge durch ein Hakenkreuz sowie durch Über-
streichen der Hausglockentafel und des Türgriffs. Zu diesen Schmierereien wurde weiße und 
rote Lackfarbe benutzt."  
Die beiden mitternächtlichen Täter - sie waren wegen fortgesetzten Betrugs und Autodieb-
stahls bereits vorbestraft - wurden Anfang Februar 1960 wegen "Beschädigung öffentlicher 
Sachen" zu 14 bzw. 10 Monaten Gefängnis verurteilt. Man hat von ihnen seither nichts mehr 
gehört. Die Tat jedoch löste eine weltweite Kampagne aus, die eine Identifizierung der Bun-
desrepublik mit dem 1945 untergegangenen "Dritten Reich" zum Inhalt und teilweise auch 
zum Ziel hatte.  
Der Verfasser, der sich zu diesem Zeitpunkt in Indien aufhielt, war nach der Lektüre der dor-
tigen Presse im Zweifel, ob die Nationalsozialisten in der Bundesrepublik kurz vor der 
Machtergreifung stünden oder die Macht schon ergriffen hätten. Die Auslandsberichterstat-
tung der indischen Presse basierte damals fast ausschließlich auf britischen Quellen. 
Am 18. Februar 1960 mußte Bundesinnenminister Schröder im Bundestag erklären: "Wir stel-
len uns ernsthaft die Frage, ob wir den nach 1945, insbesondere seit der Bildung der Bundes-
republik 1949 eingeschlagenen neuen Weg ohne Beeinträchtigung fortsetzen können."  
Die Bundesregierung sah sich plötzlich für Dinge haften, die sie weder veranlaßt hatte noch 
irgendwie beeinflussen konnte. Mit höchst unzulänglichen Mitteln versuchte sie sich der pro-
pagandistischen Sturzflut, die über die Bundesrepublik hereinbrach, entgegenzustemmen. 
Schröder sagte im Bundestag: "Wir werden heute nicht von neuem vor die persönlichen Ent-
scheidungen der Jahre 1933 bis 1945 gestellt, sondern wir haben 15 Jahre eines konsequent 
anderen Weges hinter uns …  
Unter uns kann es und darf es nicht den Maßstab wirklichen oder angeblichen Versagens ge-
genüber dem totalitären Nationalsozialismus geben, der alle unter sein kaudinisches Joch ge-
zwungen hat, sondern nur einen einzigen Prüfstein: den entschlossenen Willen, den seit 15 
Jahren verfolgten neuen Weg unbeirrt fortzusetzen."  
Schröder hatte natürlich seine staatspolitische Rechnung ohne den publizistischen Wirt im 
deutschen Hause gemacht, und seine Mahnung verhallte wie der Kommentar eines Provinz-
blattes. Hingegen kam die Erklärung des Bundestagsvizepräsidenten Carlo Schmid dem vom 
Wirt Erwünschten schon ziemlich nahe. Zwar, meinte Schmid, habe die Pressekampagne dazu 
geführt, daß eine Reihe von Halbstarken ähnliche Taten wie die in Köln begangen hätten, was 
mancherorts bedauert würde: "Vielleicht ist dies aber gut: es gibt Lagen, in denen man die 
schlafenden Höllenhunde wecken muß, um an ihrem Gebell innezuwerden, wie nahe die Höl-
le noch ist." 
Wenn ein Mao eine "Hundert Blumen-Kampagne" einleiten kann, die die Parteifeinde hervor-
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lockt, um sie dann desto besser zerschmettern zu können, so wollte Carlo Schmid nur "inne-
werden". Ihm ging es um die Demonstration, daß es "unter der Schwelle des Bewußtseins 
noch unaufgeräumte Unratecken gibt". Allerdings definiert die Aufgabe der Aufräumung von 
Unratecken unter der Schwelle des Bewußtseins das Wesen des Staates neu, dessen nunmeh-
riger tiefenpädagogischer Beruf sich mit dem alten der Gewährleistung der Rechtsgemein-
schaft und deren Schutz gegen Angriffe, auch von außen, nicht vereinbaren läßt.  
Der Konflikt zwischen den Staatsaufgaben wurde von Carlo Schmid auch gesehen und einsei-
tig entschieden, wenn er denjenigen ein "Versagen" vorwarf, die die Vorgänge "nicht unter 
dem Aspekt der Moral, sondern unter dem Gesichtswinkel des möglichen Schadens betrach-
ten, den die Bundesrepublik erlitten haben mag". Neben den beiden diametral einander gege-
nüberstehenden Äußerungen, die auf eine vollkommen verschiedene Auffassung über die 
Aufgaben des Staatswesens zurückgehen, druckte die amtliche Publikation noch ein beinahe 
rührendes Zeugnis des Verkennens der Situation ab. Bundespräsident Lübke sagte:  
"Wenn die Weltpresse die deutschen Gegenaktionen, die sich auf eine geschlossene Volks-
meinung stützen, ebenso breit in der Öffentlichkeit behandelt hätte wie die einzelnen Schän-
dungen, so wäre das Gesamtbild für Deutschland günstiger."  
Man konnte aus "moralischen" Gründen bewußt politische Risiken eingehen, man konnte ver-
suchen, diese Risiken zu begrenzen, aber man konnte nun wirklich nicht an den Gerechtig-
keitssinn der "Weltpresse" appellieren. Der Topos "Nazi Germany" erfüllte eine ganz be-
stimmte, nüchtern kalkulierte Funktion bei dem Versuch, mit den Russen ins politische Ge-
schäft zu kommen. Hitler war der Katalysator der russisch amerikanischen Allianz im Zweiten 
Weltkrieg gewesen. Warum sollte er nicht den gleichen Dienst ein zweites Mal leisten? 
Interessant an der Erklärung Carlo Schmids ist, daß er sich über die Struktur der Massenmedi-
en nicht im klaren war. Er spricht an einer Stelle von "Wochenschau" (also Kino) und "Zei-
tung", an anderer Stelle von der "Presse", die "viel Aufhebens von diesem Schmutze" gemacht 
habe, und verkennt völlig, daß zum Zeitpunkt des Kölner Ereignisses die Schwelle zum Fern-
sehzeitalter überschritten war.  
Die Erhebung des Zeigefingers begann auch mit einer Fernsehansprache des nordrheinwestfä-
lischen Innenministers Dufhues am ersten Weihnachtsfeiertag. Die Sendezeit konnte kaum 
günstiger liegen, da die Zahl der Fernsehempfänger sich gerade so vermehrt hatte, daß man 
von einer allgemeinen Verbreitung sprechen konnte, und der Weihnachtsfeiertag der Tag des 
großen Ausprobierens war.  
Es ist kein Zufall, daß der Durchbruch der Kampagne durch Ausnutzung eines optischen (Ha-
kenkreuz) und nicht eines akustischen Anlasses gelang. Die Kölner Hakenkreuzschmiererei 
und die durch sie ausgelöste weltweite Kampagne ist das erste große telekausale politische 
Ereignis, dem im folgenden Jahr das noch bedeutendere der Wahl des Präsidenten John F. 
Kennedy folgen sollte. 
Die Weihnachten 1959 anlaufende Agitation gab einer Kampagne den offiziösen Stempel, die 
in privaten Bereichen schon einige Jahre zuvor Fuß gefaßt hatte. Sie trug den recht kuriosen 
Namen "Bewältigung der Vergangenheit".  
Der Name stammt aus dem Mekka der Gesprächspilger, den Evangelischen Akademien. 1955 
war er erstmals von Erich Müller-Gangloff auf eine Einladung zu einer Tagung der Evangeli-
schen Akademie Berlin gesetzt worden, im Oktober 1955 Thema einer Tagung der Grenzaka-
demie Sankelmark, dann am 20. Juli 1956 als "Hitler oder die unbewältigte Vergangenheit" 
Thema einer Tagung in Berlin. Er tauchte auf dem siebenten Evangelischen Kirchentag des 
gleichen Jahres in Diskussionsbeiträgen auf und verbreitete sich wie ein Buschfeuer. Theodor 
W. Adorno gab im Herbst 1959 folgende Exegese:  
"Die narzißtischen Triebregungen der einzelnen, denen die verhärtete Welt immer weniger 
Befriedigung verspricht und die doch ungemindert fortbestehen, solange die Zivilisation ihnen 
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sonst soviel versagt, finden Ersatzbefriedigung in der Identifikation mit dem Ganzen. Dieser 
kollektive Narzißmus ist durch den Zusammenbruch des Hitlerregimes aufs schwerste ge-
schädigt worden. Seine Schädigung ereignete sich im Bereich der bloßen Tatsächlichkeit, oh-
ne daß die einzelnen sie sich bewußt gemacht hätten und dadurch mit ihr fertig geworden wä-
ren. Das ist der sozialpsychologisch zutreffende Sinn der Rede von der unbewältigten Ver-
gangenheit."  
Die Vergangenheitsbewältigung ist die Anwendung sozialpsychologischer Erkenntnisse in 
einer Massentherapie, die eine krankhafte Einstellung der Deutschen (Sozialpathologie) durch 
Bewußtmachung ihrer "Vergangenheit" zum Verschwinden bringen will. Die Deutschen hät-
ten den Nationalsozialismus im allgemeinen, "Hitler - das gesamtdeutsche Trauma" (Gert Ka-
low) im speziellen verdrängt und leisteten Widerstand, wenn man sie mit dieser Vergangen-
heit, also mit sich selber, konfrontierte. Hitler werde eingekapselt, mit bösen Etiketten verse-
hen, abgelehnt. Dadurch sei die Vergangenheit aber keineswegs bewältigt, sondern eben un-
bewältigt, da die gebotene "Trauerarbeit" (Alexander Mitscherlich) verhindert werde.  
Wenn die Assimilation Hitlers und seine fortschreitende seelische Überwindung in das Zen-
trum einer Sozialreligion gerückt wird, ordnen sich alle Gegenstände um den Glaubenshaupt-
gegenstand herum an. Alles und jedes ist entweder Trauerarbeit oder Flucht vor ihr. Schließ-
lich tritt an die Stelle des Kalten Krieges der neue Ost-West-Konflikt der verschiedenen Auf-
arbeitungssysteme:  
"Während es für den Christen selbstverständlich ist, daß die Abkehr von diesem Gestern nur 
im Gegenüber zur bewußten Erinnerung erfolgen kann, ist für den Marxisten mit dem Eintritt 
in die Welt des Sozialismus jede Verbindlichkeit von gestern her erloschen" (Erich Müller-
Gangloff).  
Dieser Gedanke kann dahingehend entwickelt werden, daß ein innerdeutscher Ost-West-
Ausgleich, der nicht notwendig eine staatliche Wiedervereinigung bedeutet, dadurch erreicht 
werden kann, daß sich östlicher Marxismus und westliche Bewältigung vermählen. Mancher 
"Dialog" steuert deutlich in diese Richtung. … 
Für die Trauerarbeit ist Voraussetzung, daß Hitler nicht sterben darf. Für die weltpolitische 
Situation war er schon 1944 tot, es ging nur noch um sein Erbe. Damit öffnet sich eine Schere 
zwischen den vermeintlichen psychologischen und therapeutischen Erfordernissen und der 
sich aus der politischen Weltkonstellation ergebenden Gegenwartssituation. … 
Der Bewältigung der Vergangenheit liegt ein geschlossenes System eines geistigen Kreislaufs 
zugrunde. Ein moralisches Postulat wird in der Gegenwart aufgestellt. Aufgrund dieses Postu-
lats werden das "Dritte Reich" und die deutsche Geschichte gedeutet. Aus der so gedeuteten 
Geschichte werden Lehren für die Gegenwart gezogen, die zu verschärften moralischen Postu-
laten und damit zu erneut rigoroseren Deutungen der Vergangenheit führen, und so weiter, 
immer im Kreis herum, bis eines Tages das auf sich selbst bezogene Gebilde am Fels der Rea-
lität zerschellt. Die moralische Eskalation kann auf Inhalte weitgehend verzichten.  
Die Verwendung der Geschichte des "Dritten Reiches" in der Trauerarbeit hat eine Begegnung 
mit Geschichte nicht in ihrem Gefolge, im Gegenteil. Hans Buchheim, der über ein Jahrzehnt 
im "Institut für Zeitgeschichte" tätig war, kommt zum Schluß:  
"Alles in allem muß man also leider feststellen, daß mit zunehmendem zeitlichem Abstand 
vom Dritten Reich die Vorstellungen über jene Zeit nicht etwa zutreffender werden, sondern 
vielmehr immer abwegiger." Es grassiere eine spekulative Betrachtungsweise, die "Geschichte 
nur als Stoff benutzt, an dem sie ein Prinzip demonstrieren kann". 
Die Betrachtung des Dritten Reiches durch die Älteren sei völlig unreflektiert, nur durch per-
sönliche Eindrücke bestimmt, die der jüngeren nur reflektiert. "Die Jüngeren halten eine diffe-
renzierende Betrachtungsweise von vorne herein für apologetisch und unmoralisch, weil für 
ihre Begriffe die Moralität des Urteils in dem Maße zunimmt, in dem alle Aspekte eines Pro-
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blems auf einen Aspekt konzentriert werden".  
Der Aspekt, auf den alle Aspekte des Dritten Reiches konzentriert werden, ist nach Buchheim 
der Aspekt des Verbrechens, zusammengefaßt im Symbolbegriff Auschwitz. Vom Aspekt des 
Verbrechens wird ein Dispens des politischen Denkens abgeleitet, der jede nüchterne Erwä-
gung in der Gegenwart und jede Einbeziehung des Selbstinteresses schon als Ansatz zum 
Verbrechen wertet. … 
Der Verfasser besitzt eine von Werner Hilgemann herausgegebene Schulwandkarte, die auf 
vier Quadratmetern mit Judensternen, SS Fähnchen, Wachtürmen und Galgen bedeckt ist, ihr 
Titel: "Deutschland unter der Hitlerdiktatur 1933-1945." (Verlag J. Perthes, 1963). Als 1960 
das propagandistische Gewitter über der Bundesrepublik losbrach, war ein Blitzableiter von-
nöten. Die Schulen waren aufgrund der bestehenden staatlichen Schulhoheit der Ort, wo ohne 
Störung der Rechtsordnung, die bei einer zweiten Entnazifizierung unvermeidbar gewesen 
wäre, bewältigt werden konnte.  
Schon am Januar 1960 setzten nach dem Bericht der Bundesregierung die "systematischen 
Belehrungen in den Schulen" ein. Eine Flut von Anweisungen folgte. Am 29. September 1960 
kam die "Rahmenvereinbarung" der Kultusministerkonferenz in Saarbrücken zustande, die in 
den Oberstufen der Schulen das Fach "Gemeinschaftskunde" einführte und den Geschichtsun-
terricht in ihm aufgehen ließ. An die Stelle des chronologischen Geschichtsunterrichts trat der 
"exemplarische", der den Stoff benutzte, um an ihm ein Prinzip zu demonstrieren.  
Die demonstrationsstudentische Bewegung von 1967/68 ist nicht von ungefähr antihistorisch. 
In der Antifestschrift zum 150 jährigen Jubiläum der Universität Bonn, "150 Jahre Klassen-
universität", schreibt Bernd Pauly:  
"Uns scheint, es würde niemandem auffallen, wenn die Geschichtswissenschaft über Nacht 
abgeschafft würde. Dort, wo sie gesellschaftliche Effizienz haben soll, an den höheren Schu-
len, wird sie als autonomes Unterrichtsfach mehr und mehr zurückgedrängt, denn es leuchtet 
selbst Kultusministern ein, daß die lichtsuchende Jugend kanonisierter Plattheiten über Bis-
marck und andere füglich entraten kann". 
In der Einführung des Faches "Gemeinschaftskunde" sahen seine Promotoren eine "große 
neue Aufgabe", nämlich "die Erziehung des (auch) politischen Menschen, der die Erinnerung 
bewahrt und aus ihr handelt" (Felix Messerschmid). Sie glaubten allen Ernstes, mit ihrem Un-
ternehmen einen Beitrag zur geistigen Verteidigung des Westens zu leisten, zu der Karl Diet-
rich Erdmann auf dem Historikerkongreß von Duisburg 1962 in flammenden Worten aufrief. 
Eine völlig unübersehbare Literatur über Didaktik und Systematik des politischen Unterrichts 
ergoß sich über die Pädagogen.  
Es war vorauszuberechnen, daß etwa im Jahre 1968 zum ersten Mal seit 1945 eine politisch 
gereifte und demokratisch gebildete Abiturientengeneration in die Universitäten einrücken 
würde. Tatsächlich wurde diese Generation auch als "erste hoffnungsvolle Generation unseres 
Volkes" (Müller-Gangloff) begrüßt.  
Wenn Messerschmid das Erziehungsziel des Bewahrens der Erinnerung und des Handelns aus 
ihr aufstellte, übersah er, daß die Jugend ja nicht die Messerschmidschen Erinnerungen be-
wahren konnte, sondern nur die ihres eigenen Erlebniskreises, und der wurde durch eiertan-
zende Studienräte gebildet, die als politische Doktrin eine reichlich stümperhafte Rationalisie-
rung von Erlebnissen anderer zu verkünden hatten. ... 
Welche Rolle konnte die "unbewältigte Vergangenheit" als Bildungserlebnis bei einer Genera-
tion spielen, die nach dem Krieg geboren und nun z.B. von Pfarrer Franz von Hammerstein 
vor die Frage gestellt wurde: "Was würden wir tun, wenn man uns zum Selektieren auf die 
Rampe in Auschwitz Birkenau stellte, oder wenn wir als Soldaten die grauenhaften Geiseler-
schießungen beobachteten?" Die Antwort mußte, da Auschwitz in unerreichbare Ferne ge-
rückt war, in dem Wurf von Frischeiern auf lebende Staatsmänner, Love Ins in Rektoratsräu-
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men und der Auffassung bestehen, daß die ganze Gesellschaft in Verbrechen verstrickt sei. 
Die bewältigende Generation glaubte, es sich schuldig zu sein, die Jugend in einen Prozeß der 
Sühne einzubeziehen: 
"Man kann stellvertretend für die Väter sühnen, ähnlich wie die Väter oft für ihre Kinder süh-
nen müssen. Sühne ist nicht identisch mit Strafe verbüßen, sondern bedeutet, die Strafe als 
gerecht akzeptieren. Worin besteht eigentlich die Strafe? Einzelne werden bestraft, wenn die 
Gesetze, die Justiz, dazu zwingen. Das deutsche Volk wurde unter anderem bestraft durch die 
Wegnahme von Ostpreußen, Schlesien und Pommern, durch die Vertreibung der dortigen Be-
völkerung sowie durch die Teilung.  
Diese Strafen haben nach 1945 mehr oder wenige Schuldige - von Unschuldigen sollte man 
für die damalige Generation nicht reden - getroffen, und gerade etwa die Teilung trifft auch 
Unschuldige heute. Welche Strafen uns ein künftiger Friedensvertrag etwa noch auferlegt, 
wissen wir nicht." 
Die religiöse Aufladung der profanen Geschichte, die Ersetzung des persönlichen Gottes 
durch den Geschichtslenker, der sich im Zeitgeschehen offenbart und sein Gericht durch die 
Weltmächte vollzieht, ist in der geschichtlichen Dimension des Christentums, aus der nach 
Löwith die säkulare Geschichtsphilosophie hervorging, angelegt, so daß der Sühneprotestan-
tismus - auch im Katholizismus kommen Parallelen auf - manchen innerkirchlichen Ansatz-
punkt hatte. Politische Differenzen bekamen dadurch kirchensprengende Wirkung. 
Die Vergangenheitsbewältigung hat auch Wissenschaftsgeschichte geschrieben und die Frage-
stellungen, Terminologien und Antworten einer ganzen Reihe von Fächern - von der Psychia-
trie bis zur Staatsrechtslehre - beeinflußt. Als Beispiel einer Anwendungsmöglichkeit der Ver-
gangenheitsbewältigung sei das Gebiet der Außenpolitik herausgegriffen.  
Die auf die Außenpolitik angewandte Vergangenheitsbewältigung hatte, wie die dritte außer-
parlamentarische Bewegung "Kampf dem Atomtod", ihren Ausgangspunkt im Göttinger Me-
morandum der 18 Physiker. In vertraulichen Erörterungen am Dienstsitz von Bischof Her-
mann Kunst, Militärbischof, Bevollmächtigter des Rates der Evangelischen Kirche bei der 
Bundesregierung und Exponent des Kirchenliberalismus, wurden weitere Aktionen nach Art 
des Göttinger Memorandums konzipiert.  
Ein "Tübinger Memorandum" wurde im Herbst 1961 an die Abgeordneten des neuen Bundes-
tages verschickt und mit ihnen erörtert. Unter den Unterzeichnern (Becker, Bismarck, Heisen-
berg, Howe, Picht, Raiser, Weizsäcker) befanden sich noch zwei Physiker. Die Federführung 
war jedoch eindeutig an den Tübinger Juristen Prof. Ludwig Raiser übergegangen. 
Während das Göttinger Memorandum sich nicht in der Lage sah, einen politischen Rat zu er-
teilen, und nur die Nichtbeteiligung der Physiker an der atomaren Forschung zu militärischen 
Zwecken kundtat, weiß die neue Denkschrift Bewegung genau, was zu tun ist, und versucht, 
die politischen Instanzen unter Druck zu setzen, indem sie vorgibt, sie durch Aufhebung des 
Drucks zum Handeln zu befreien. Der Kernsatz des Memorandums lautet: 
"Die deutsche Position in der gegenwärtigen Krise wurde dadurch geschwächt, daß wir an 
Ansprüchen festgehalten haben, die auch bei unserem Verbündeten keine Zustimmung finden. 
Wir sagen nichts Neues, wenn wir die Ansicht aussprechen, daß zwar Freiheit der in Berlin 
lebenden Menschen ein von der ganzen Welt anerkanntes Recht ist, daß aber das nationale 
Anliegen der Wiedervereinigung in Freiheit heute nicht durchgesetzt werden kann, und daß 
wir den Souveränitätsanspruch auf die Gebiete jenseits der Oder Neiße werden verloren geben 
müssen." 
Das Tübinger Memorandum brachte Anschauungen zu Papier, die an keinem Punkte über das 
hinausgingen, was in den Kreisen der Kennedy Administration umlief und was von jenen, 
welche die deutsche Politik den amerikanischen Vorstellungen der Kennedy-Berater anpassen 
wollten (z.B. "Die Zeit"), angestrebt wurde. … 
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Die eigentliche Sensation des Memorandums war jedoch sein theologischer Hintergrund. Die-
se Sensation steigerte sich noch, als der Rat der Evangelischen Kirche Deutschlands eine 
"Kammer für öffentliche Verantwortung" unter dem Vorsitz von Prof. Ludwig Raiser und der 
Geschäftsführung von Oberkirchenrat Erwin Wilkens beauftragte, eine Ost-Denkschrift aus-
zuarbeiten, die den Titel trug "Die Lage der Vertriebenen und das Verhältnis des deutschen 
Volkes zu seinen östlichen Nachbarn".  
Die Denkschrift wurde im Oktober 1965, wieder nach der Wahl eines neuen Bundestages, 
veröffentlicht und führte sofort zu einer lebhaften Debatte, die nach einem halben Jahr schon 
40 selbständige Schriften zutage gefördert hatte und heute noch anhält. Die Bielefelder These 
der Kirchlichen Bruderschaften, daß der Verzicht auf die Ostgebiete eine Erkenntnis sei, zu 
der "das Evangelium die politische Vernunft" befreit habe, wurde in der Ost-Denkschrift nicht 
mit diesen Worten formuliert, aber stand doch derart im Hintergrund, daß die an Verschlüsse-
lungen gewohnten Zeitgenossen zu Recht stutzig wurden. … 
In harten Grabenkämpfen um jeden Punkt der Denkschrift schälte sich nach und nach heraus, 
daß die einzelnen Punkte nur die Schale um einen theologisch politischen Kern waren, der als 
"Ja zum Gericht Gottes", zur Konsequenz der Annahme jeder Forderung und Zumutung der 
Siegermächte des Zweiten Weltkriegs führte. …  
Die Sühnetheologen mußten in den ihnen Widersprechenden den "alt bösen Feind" wittern, 
der ein verstocktes Nein zum Gericht Gottes sagt. Sie waren daher auch maßgeblich an einer 
Kampagne beteiligt, die in einer umfangreichen Literatur einem "Nationalismus" den Garaus 
zu machen suchte, dem zunehmend alle satanischen Züge des Bösen angeschminkt wurden. 
Der Kampf gegen Nation, Nationalgefühl, Nationalismus ist seit den Illuminaten und bis hin 
zum Internationalismus der Sozialdemokratie eine Unterströmung der Linken gewesen.  
Doch handelt es sich bei dem Bewältigungs-Anti-Nationalismus nicht um einfache Anknüp-
fung an diese Tradition, sondern um eine sehr spezifische Abwandlung. Das geht schon dar-
aus hervor, daß die gleichen Kreise, die in Deutschland in der Bekämpfung des Begriffes der 
Nation den hauptsächlichen Inhalt der Politik sehen, in Österreich mit gleichem Elan diesen 
Begriff einführen wollen. Sie rufen diesseits von Inn und Salzach "Fort mit der Nation" und 
jenseits von Inn und Salzach "Her mit der Nation".<< 
04.10.1960  
DDR: Walter Ulbricht (Vorsitzender des Staatsrats) gibt am 4. Oktober 1960 eine program-
matische Erklärung ab.  
Die inhaltliche Bestimmung der "Religionsfreiheit" deckt sich demnach im wesentlichen mit 
der staatsrechtlichen Regelung der Sowjetunion.  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Kirchenpolitik" 
in der SBZ (x009/216): >>... Die Religionsfreiheit wird auf Kultfreiheit begrenzt, wenn Ul-
bricht sagt: "Die Angehörigen der Evangelischen Kirche, der Katholischen Kirche sowie der 
Jüdischen Gemeinde haben in unserer DDR die Möglichkeit, in der Kirche bzw. Synagoge 
ihre religiösen Anliegen zu pflegen." ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Kirchensteuer" 
in der SBZ (x009/216): >>... Nach einer Erklärung des Ministers der Justiz müssen Kirchen-
steuern als Beiträge angesehen werden. Zwangsbeitreibungen sind nicht mehr möglich; der 
Rechtsweg ist ausgeschlossen. Die Kirchensteuerämter sind auf Schätzungen angewiesen 
bzw. auf die Einsicht der zu Besteuernden, wahrheitsgemäße Erklärungen abzugeben. ...<< 
31.10.1960 
Polen: Die Zeitung "Polityka" führt am 31. Oktober 1960 die unmenschlichen Zustände bei 
der Vertreibung der Deutschen vor allem auf die chaotischen Nachkriegsverhältnisse zurück 
(x125/179-180): >>... Kardinal Döpfner vergißt, daß zur gleichen Zeit unter ähnlichen Bedin-
gungen Hunderttausende von Polen umzogen. Wenn es an Waggons, Lebensmitteln und war-
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men Kleidern fehlte, so betraf das in gleichem Maße Polen wie Deutsche.<< 
Der deutsche Journalist Ekkehard Kuhn schreibt später in seinem Buch "Nicht Rache, nicht 
Vergeltung ..." über die "polnische Geschichtsschreibung" (x024/309): >>... Unwahrheiten 
stehen einem vorurteilsfreien, aufrichtigen Verhältnis zwischen Polen und Deutschen entge-
gen. Dabei ist Wahrhaftigkeit die notwendigste Voraussetzung für ein gutes Verhältnis unter 
Menschen und unter Völkern.  
Doch ein Versöhnungswerk zwischen Polen, Tschechen, Russen und Deutschen scheint 
schwerer zu erreichen als etwa zwischen Deutschen und Franzosen, die jahrzehntelang als 
"Erbfeinde" galten. Denn weder in Frankreich noch in Deutschland werden Lügen künstlich 
am Leben erhalten. ...<< 
06.12.1960 
UdSSR: Die Prawda berichtet am 6. Dezember 1960 über die internationalen Ziele der Kom-
munistischen Partei (x299/166): >>... Bei friedlicher Koexistenz entstehen günstige Möglich-
keiten des Klassenkampfes in den kapitalistischen Ländern und der nationalen Befreiungsbe-
wegungen der Völker in den kolonialen und abhängigen Ländern. 
Die kommunistischen Parteien ... warten nicht passiv auf den Sieg des Sozialismus.<< 
29.12.1960  
DDR: Die Bundesrepublik Deutschland und die DDR vereinbaren am 29. Dezember 1960 
eine Verlängerung des Interzonenhandelsabkommens. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den "Interzonenver-
kehr" (x009/194): >>... Während der Jahre 1951 bis 1960 wurden weit über 352 Millionen 
Pakete und Päckchen aus der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) nach der SBZ 
und den Sowjetsektor von Berlin verschickt. Etwa die Hälfte davon waren Pakete.<< 
1960 
DDR: Im Jahre 1960 fliehen 199.188 Deutsche aus der Sowjetzone in den Westen. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Flüchtlinge und 
Ostvertriebenen" in der SBZ (x009/131): >>... Für die SBZ liegen trotz der in den Jahren 
1950-1960 erfolgten Zugänge von über 100.000 Aussiedlern aus Polen und den übrigen osteu-
ropäischen Gebieten keine neuen Angaben über den Anteil der Umsiedler an der Bevölkerung 
vor.  
Dagegen stieg in der Bundesrepublik Deutschland der Anteil der Vertriebenen (ihr Anteil an 
den Antragstellern im Notaufnahmeverfahren schwankte während der Jahre 1952 bis 1960 
zwischen 22,8 % und 24,4 %) bis zum 31.12.1960 auf 9,697 Millionen = 18,4 % der Bevölke-
rung. 
Über die Verteilung der Vertriebenen auf die Bezirke sowie ihre berufliche Eingliederung exi-
stieren keinerlei amtliche Veröffentlichungen. ... 
Den Vertriebenen ist jeder Zusammenschluß und jede Betätigung mit dem Ziel der Rückkehr 
in die Heimat verboten. Sie gehören im allgemeinen zu den schärfsten Gegnern des SED-
Regimes.<< 
BRD: Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing (1927-2009) schreibt 
in seinem Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden Aus-
wirkungen" über den Wertewandel seit 1960 (x306/10-11): >>... Der Zufall wollte, daß der 
Verfasser den Paradigmenwechsel der Jahre von 1958 bis zum Bau der Berliner Mauer, als 
dieser Kulturwandel sozialverbindlich zu werden begann, intensiv erleben konnte. Zwischen 
1957 und 1961 hatte er drei Winter in Indien zugebracht. Im Sommer hatte ihn das Schreiben 
eines Buches über die neuere indische Geschichte seit der Gründung des indischen National-
kongresses beschäftigt. In deutsche Zeitungen hatte er kaum geblickt.  
Als er nach Erscheinen des Indien-Buches 1962 den Duisburger Historikertag besuchte, be-
merkte er völlig überrascht, daß an die Stelle der Bonner Bundesrepublik, die er 1957 verlas-
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sen hatte, eine - nicht im Detail, aber in der Tendenz - neue Republik, die Frankfurter (aber 
auch Hamburger) Meinungs- und Medienrepublik, getreten war. Die Einzelheiten können in 
dem von Clemens Albrecht u.a. herausgegebenen Sammelband "Die intellektuelle Gründung 
der Bundesrepublik. Eine Wirkungsgeschichte der Frankfurter Schule" nachgelesen werden. 
Der Paradigmenwechsel des Jahres 1960 griff als fortschreitender Wertewandel um sich. In 
den verschiedensten Lebensbereichen setzte sich die Auffassung fest, daß "nicht Konflikt und 
Wandel, sondern Stabilität und Ordnung der pathologische Sonderfall des sozialen Lebens" 
(Helmut Schelsky) sei. Einsprüche wurden auf einen latenten deutschen Kulturpessimismus 
zurückgeführt, der einem angelsächsischen Optimismus gegenüberzustellen und "als politi-
sche Gefahr" (Fritz Stern) auszubuhen sei. 
Paradigmawechsel und Wertewandel kamen unvorhergesehen und überraschend. Sie hatten 
jedoch ihre Vorgeschichte, zu der die amerikanische Besatzung zählt. Daß just dieser Zeitab-
schnitt (1945-1955) aus der Betrachtung ausgespart werden sollte, war merkwürdig und weck-
te die Neugier. ...<< 
USA: Die "Antibabypille" wird im Jahre 1960 in den USA zugelassen (Deutschland: 1962) 
und revolutioniert schon bald das Sexualverhalten der Menschen. 
1961 

Je enger der Käfig, desto schöner die Freiheit. 
Spottvers aus Deutschland 

15.01.1961 
BRD: Der Sudetendeutsche Rat beschließt am 15. Januar 1961 zwanzig Punkte zur Sudeten-
frage (x155/82-84): >>... 1. Die Sudetenfrage - und damit auch die "Sudetenkrise" im Herbst 
1938 kann nur auf dem Hintergrund der Entstehung der Tschechoslowakei im Jahre 1918/19 
richtig verstanden werden. 
2. Seit mehr als 700 Jahren siedelten Deutsche in Böhmen, Mähren und Schlesien. Diese Län-
der gehörten bis 1806 zum Römisch-Deutschen Reich, bis 1866 zum Deutschen Bund und bis 
1918 zu Österreich-Ungarn. 
3. Unter Berufung auf das von dem amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson verkündete 
Selbstbestimmungsrecht der Völker haben die Gründer der Tschechoslowakei bei den Frie-
densverhandlungen 1918/19 durchgesetzt, daß Böhmen, Mähren und Österreich-Schlesien von 
Österreich, die Slowakei und die Karpaten-Ukraine von Österreich-Ungarn abgetrennt wur-
den. 
Unter Mißachtung des Selbstbestimmungsrechtes haben die Gründer der Tschechoslowakei 
durchgesetzt, daß 3,5 Millionen Sudetendeutsche und 1,3 Millionen Magyaren, Ukrainer und 
Polen gegen ihren erklärten Willen in einen Vielvölkerstaat kamen, der aber als "tschechoslo-
wakischer" Nationalstaat konstruiert worden ist. ... 
4. Nach der tschechoslowakischen Volkszählung von 1930 umfaßten die geschlossenen sude-
tendeutschen Gebiete 50 politische Bezirke (Landkreise) oder 120 Gerichtsbezirke oder 3.338 
Gemeinden mit einer deutschen Bevölkerungsmehrheit von durchschnittlich mehr als 80 %. 
Die Größe des Territoriums beträgt 25.775 qkm. 
Außerdem gab es noch 59 sudetendeutsche Sprachinselgemeinden. Ferner lebten 313.666 Su-
detendeutsche als örtliche Minderheiten im tschechischen Sprachgebiet. 
5. Die Sudetendeutschen haben vergeblich versucht, auf dem Boden der ihnen oktroyierten 
(aufgezwungenen) Verfassung die Sicherung ihrer wirtschaftlichen, sozialen und nationalen 
Existenz, die Autonomie ihres kulturellen Lebens und eine proportionale Beteiligung an staat-
lichen Mitteln, Einrichtungen und Beamtenstellen zu erreichen. Von 1926 bis 1938 haben sich 
deutsche Parteien an der Regierung der Tschechoslowakischen Republik beteiligt; sie reprä-
sentierten bis 1935 75 % der sudetendeutschen Wähler.  
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Erst das Mißlingen dieser Bemühungen, der zur Dauererscheinung gewordene soziale Not-
stand und die Ablehnung der autonomistischen Lösungsvorschläge der Sudetendeutschen Par-
tei haben die Mehrheit der Sudetendeutschen unter dem Einfluß der politischen und wirt-
schaftlichen Entwicklung im benachbarten Deutschen Reich in zunehmendem Maße veran-
laßt, eine andere Lösung anzustreben. 
6. Die Sudetendeutschen waren im Jahre 1938 ebenso nur Objekt der Politik der Großmächte 
wie am Ende des Ersten Weltkrieges. Hitler hat mit dem Schicksal der Sudetendeutschen ein 
gewissenloses Spiel getrieben und die Entwicklung zum Münchener Abkommen erzwungen. 
... 
8. Der expansive tschechische Nationalismus benützte 1945 im Bunde mit dem sowjetischen 
Imperialismus den Zusammenbruch des Deutschen Reiches, um die Sudetendeutschen aus 
ihrem angestammten Siedlungsgebiet zu vertreiben und sie ihres Volksvermögens zu berau-
ben. Dieser Vorgang ist - ganz abgesehen von den dabei vorgekommenen Grausamkeiten und 
Morden - eine millionenfache Verletzung der menschlichen Grund- und Freiheitsrechte. 
9. Heute leben über 2 Millionen Sudetendeutsche in der Bundesrepublik Deutschland, davon 
eine Million in Bayern. Etwa 800.000 Sudetendeutsche leben in der Sowjetzone Deutsch-
lands, 140.000 in Österreich, 24.000 in anderen europäischen und überseeischen Ländern und 
rund 200.000 in der Tschechoslowakei. Rund 240.000 Sudetendeutsche kamen bei der Ver-
treibung ums Leben. ... 
11. Nicht nur die Sudetendeutschen, sondern das deutsche Volk in seiner Gesamtheit werden 
sich niemals mit der Vertreibung der Sudetendeutschen aus ihrer jahrhundertealten Heimat 
abfinden. ...  
12. ... Wir kennen keine Kollektivschuld des tschechischen Volkes an unserer Vertreibung 
und beurteilen alle Personen danach, wie sie heute über die Vertreibung denken und wofür sie 
sich heute aufrichtig einsetzen. Den Vorwurf des "Revanchismus" können wir daher guten 
Gewissens zurückweisen. 
Auf Wiederherstellung des durch die Vertreibung verletzten Rechtes und die Wiedergutma-
chung der erlittenen Schäden werden wir hingegen nicht verzichten. 
13. Von der Bundesregierung erwarten wir, daß sie niemals die Vertreibung und Enteignung 
von mehr als 3 Millionen deutschen Staatsbürgern in Böhmen, Mähren und Schlesien hin-
nimmt, sondern daß sie deren Rechte in jeder Beziehung wirksam vertritt. ...<< 
17.01.1961 
USA: US-Präsident Dwight D. Eisenhower erklärt am 17. Januar 1961 während seiner Ab-
schiedsrede an die Nation (x068/307-308): >>Bis zum Zweiten Weltkrieg hatten die Vereinig-
ten Staaten keine Rüstungsindustrie. Amerikanische Pflugfabriken konnten ... (eventuell) auch 
Schwerter schmieden. ... Wir sind gezwungen gewesen, eine umfangreiche und bleibende Rü-
stungsindustrie aufzubauen. ...  
Wir sind uns der unbedingten Erforderlichkeit einer solchen Entwicklung bewußt. Aber wir 
dürfen nicht die schweren Implikationen vergessen, die diese Entwicklung mit sich bringt. ... 
Wir müssen uns hüten ... vor dem military-industrial complex ...<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schreibt später 
über die politische, militärische und industrielle Zusammenarbeit in den Vereinigten Staaten 
von Amerika (x068/308-311): >>... Die Symbiose der militärischen, industriellen und finanzi-
ellen Macht der USA ist umfassend und beherrscht so gut wie alles, vom FBI und CIA bis zu 
den Medien, Hochschulen und Kirchen. Eng verfilzt verfügt die Führung dieses Komplexes 
fast allein über den Staat, über ein so ungeheures Potential wie kein anderes Land der Welt. 
Das US-Verteidigungsministerium beschäftigte bereits in den fünfziger Jahren einige fünf 
Millionen Menschen und besaß ein geschätztes Eigentum von 160 Milliarden Dollar (damals 
640 Milliarden DM). Der Kommissionsvorsitzende des Berichts über diese und weitere An-
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gaben nannte seinerzeit das US-Verteidigungsministerium "unter allen Aspekten bei weitem 
die größte Organisation der Welt", sehr viel größer als selbst die katholische Kirche. ... 
Zwei Drittel des Verteidigungshaushaltes fließen in die private Industrie. Dabei werden Jahr 
für Jahr auch noch Rüstungsprodukte ans Ausland geliefert, für tausende Millionen Dollar. 
Kriegsmaschinerie und Industrie sind untrennbar verflochten. Hunderte von Kongreßabgeord-
neten dienen auch der Industrie, viele auch der Rüstungsindustrie, ja, sie sind deren Interes-
senvertreter oft mehr als die des Staates.  
Viele Senatoren, viele Generäle, Admiräle scheinen überhaupt Politik und Militär bloß als 
Sprungbrett in die Industrie zu benutzen, ins eigentliche Leben, dorthin, wo der Dollar rollt 
und wo sie durch entsprechende Aufträge sich vorher schon eingeführt, sozusagen eingekauft 
haben. Unter Reagan sollen höhere Regierungsmitarbeiter durchschnittlich nur zwei Jahre 
tätig gewesen sein, bevor sie ins Geschäft überwechselten, das im Grunde schon die Politik 
für sie war. 
Doch ist der Wechsel von der Politik in die Wirtschaft oder umgekehrt in den USA seit lan-
gem selbstverständlich. So wurde der Hohe Kommissar in Deutschland nach dem Zweiten 
Weltkrieg, John McCloy, Präsident der Ford-Stiftung, wurde der Präsident der Rockefeller-
Stiftung, John Foster-Dulles, Außenminister ... 
Besonders das Verteidigungsministerium wird wegen der riesigen Aufträge, die es vergibt, 
gern mit Industriekapitänen besetzt, einschließlich seiner Spitze. So war Trumans Verteidi-
gungsminister James V. Forestal Präsident der Bank Dillon, Read & Co. gewesen. Und Eisen-
howers Verteidigungsminister Charles E. Wilson war der einstige Präsident von General Mo-
tors. Derart saßen in den US-Ministerien der fünfziger Jahre eine Fülle früherer Industriema-
nager, darunter nicht weniger als 18 vielfache Dollarmillionäre. 
Noch häufiger als der Wechsel von der Politik ist wohl der von Militär zur Wirtschaft. Denn 
die großen Firmen bekommen vor allem dadurch Aufträge vom Pentagon, daß sie ehemalige 
hohe Offiziere in ihre Chefetagen setzen.  
So wurde General Doolittle, vor der japanischen Kapitulation Kommandeur der 8. Air Force, 
Vizepräsident der Shell Oil. ... General Ridgway wurde nach dem Koreakrieg Präsident des 
Mellon Institute of Industrial Research, ... General Quesada Vizepräsident bei Lockheed usw. 
Allein diese Luftfahrtfirma hatte bereits in den sechziger Jahren 21 einstige Admiräle und ei-
nen Brigadegeneral als Mitarbeiter, die General Dynamics schon Ende der fünfziger Jahre 187 
ehemalige Militärs in ihrem Personal, darunter 27 Generäle und Admiräle, die auch noch ein 
ehemaliger Armeeminister dirigierte. ... 
"Das Losungswort in der Geschäftswelt heißt", schrieb die Zeitschrift 'Business Week', "sehen 
Sie zu, wie sie zu einem General kommen". ... 
Doch wie die Industrie dem Militär dient, so das Militär wieder der Industrie. Es propagiert 
ganz offenkundig die heimischen Rüstungsfirmen, es fördert US-Waffenverkäufe ins Ausland. 
Vor einem Ausschuß des Repräsentantenhauses bekannte General Robert Wood 1964:  
"Wir laden Offiziere anderer Länder ein, um ihnen das militärische Gerät vorzuführen, das sie 
kaufen könnten. Dann haben wir ein Programm, um sie im Gebrauch gewisser Waffen und 
Ausrüstungen zu schulen, in der Hoffnung, daß sie dies kaufen werden. Es handelt sich in der 
Tat um eine Absatzförderung". ... 
Anrüchig ist im Bereich dieses Komplexes im Grunde nur eins: der Pazifismus. Er ist der ei-
gentliche Feind, Feind Nummer Eins.  
Der auswärtige Feind, auch und gerade der schlimmste, ist im Grunde ein Freund, ein Bun-
desgenosse gewissermaßen, zumindest einer, von dem man lebt, ohne den man kaum leben, 
kaum größer, noch reicher werden kann, einer, dessen Aufrüstung und Macht man zur Recht-
fertigung eigener Aufrüstung und Macht geradezu braucht, auch zur Forderung nach Gehor-
sam, nach Anpassung, Unterordnung, nach "Verantwortung", obwohl und gerade weil man 
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nirgends verantwortungsloser gegenüber dem Ganzen, der eigenen Volksgemeinschaft wie der 
Völkergemeinschaft, denkt und handelt als innerhalb dieses militärisch-industriellen Komple-
xes. Wer seine Kreise stört, wer seine Kreise, denn mehr scheint kaum noch möglich, zu stö-
ren sucht, wird vernichtet. 
Unternahm Kennedy, der dem warnenden Vorgänger folgte, einen solchen Versuch? ...<< 
19.01.1961 
DDR: Das Oberste Gericht der DDR entscheidet in einem Urteil vom 19. Januar 1961, daß 
eine Ehefrau in der sozialistischen Gesellschaft grundsätzlich keinen Unterhaltsanspruch ge-
gen den Mann hat. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Unterhalts-
pflicht" in der SBZ (x009/447): >>Die Ehefrau hat grundsätzlich keinen Anspruch gegen den 
Mann auf Unterhalt, da die Ehe in der sozialistischen Gesellschaft ihren früheren Charakter 
als "Versorgungsanstalt für die Frau" verloren hat.  
Auch die Ehefrau und Mutter ist verpflichtet, "gesellschaftlich nützliche Arbeit" zu verrichten. 
Unter dem Vorwand, der Frau auf diese Weise zur Gleichberechtigung zu verhelfen, soll sie 
genötigt werden, neben ihrer Hausfrauenarbeit einen Beruf auszuüben. Durch die so zu erlan-
gende wirtschaftliche Selbständigkeit könne sich die Frau in ihrer Persönlichkeit weit besser 
entfalten und entwickeln als in der Enge ihrer Häuslichkeit (Oberstes Gericht, Urteil vom 
19.1.1961, Neue Justiz 1961, S. 213).  
Das gilt um so mehr für die geschiedene Frau. Sie ist, selbst wenn sie die Kinder zu versorgen 
hat, grundsätzlich verpflichtet, ihren Unterhalt durch eigene Arbeit zu verdienen und dadurch 
"ihrer politisch-moralischen Pflicht beim Aufbau des Sozialismus" durch den Einsatz ihrer 
Arbeitskraft nachzukommen. Nur in Ausnahmefällen, in denen die geschiedene Frau arbeits-
unfähig und deshalb außerstande ist, ihren Unterhalt selbst zu bestreiten, kann ihr für die 
Übergangszeit ein Unterhalt zugebilligt werden. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über das "Familienrecht" 
in der SBZ (x009/122): >>... Nach dem Entwurf (des neuen Familiengesetzbuches) können 
die Ehegatten entweder einen gemeinsamen Familiennamen führen oder ihren bisherigen Na-
men beibehalten.  
Als gemeinsamer Familienname kann der Name des Mannes oder der Frau gewählt werden. 
Wollen die Eheleute ihren bisherigen Namen behalten, so müssen sie bei der Eheschließung in 
das Familienbuch eintragen lassen, ob die Kinder den Namen des Mannes oder den der Frau 
tragen sollen. 
Beiden Elternteilen steht im gleichen Maße das Sorgerecht zu. Nichteheliche Kinder haben im 
Verhältnis zu ihren Eltern und deren Verwandten grundsätzlich die rechtliche Stellung eines 
ehelichen Kindes. Sie beerben jedoch nicht die Verwandten des Vaters. Das elterliche Sorge-
recht besitzt nur die Mutter. ... 
... Bei der Ehescheidung ist das Schuldprinzip durch das Zerrüttungsprinzip ersetzt worden. 
Danach ist die Ehe zu scheiden, wenn sie objektiv zerrüttet ist und deshalb ihren Sinn für die 
Gesellschaft und damit auch für die Eheleute verloren hat. ...  
Da in der sozialistischen Gesellschaft jeder arbeitsfähige Mensch seinen Unterhalt durch eige-
ne Arbeit verdienen muß, hat die Ehefrau grundsätzlich keinen Anspruch auf Unterhalt. ... 
Sämtliche Eheleute leben in Gütertrennung. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Gleichberechti-
gung der Frau" in der SBZ (x009/160): >>Art. 7 der Verfassung der DDR bestimmt: "Mann 
und Frau sind gleichberechtigt ..."  
In der Auslegung dieses Artikels weist die SED-Propaganda darauf hin, daß wirkliche Gleich-
berechtigung der Frau nur dadurch möglich wird, daß auch die Frau neben dem Mann einer 
geregelten Berufstätigkeit nachgeht. Der Unterhaltsanspruch von Ehefrauen, insbesondere 
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nach Ehescheidungen, wird unter Hinweis auf die Gleichberechtigung der Frau in der SBZ 
nicht anerkannt.  
Mit der Parole "Einbeziehung der Frau in den Produktionsprozeß" versucht die SED, den aku-
ten Arbeitskräftemangel zu verringern, und hofft, die Frauen an ihrem Arbeitsplatz besser po-
litisch beeinflussen zu können. Bisher gelang es, 50-60 % der 6 Millionen Frauen im Alter 
zwischen 15 und 60 Jahren in die Produktion einzuspannen. ... 93 % aller berufstätigen Frauen 
arbeiten in den untersten Lohngruppen, gehören also zu den schlechtest bezahlten Arbeitskräf-
ten in der SBZ. 
Die nichtberufstätigen Frauen werden aufgefordert, in Hausfrauenbrigaden einzutreten und 
sich an "freiwilligen", unbezahlten Sondereinsätzen, hauptsächlich im Rahmen des Nationalen 
Aufbauwerkes zu beteiligen. Allein bei einem kurzfristigen Fraueneinsatz 1959 sollen angeb-
lich 1,8 Millionen fälliger Lohngelder eingespart worden sein. Als Gegenleistung wird den 
Frauen versprochen, sie könnten gleichberechtigt jede Position erreichen. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Frauenarbeit" in 
der SBZ (x009/139): >>Alle gesetzlichen Bestimmungen über Frauenarbeit gehen zurück auf 
Artikel 7 der Verfassung der DDR: "Mann und Frau sind gleichberechtigt. Alle Gesetze und 
Bestimmungen, die der Gleichberechtigung entgegenstehen, sind aufgehoben." ...  
Die verstärkte Frauenarbeit erwies sich vor allem zur Durchführung des Fünfjahresplanes (von 
1951 bis 1955) als notwendig. Wegen des großen Arbeitskräfteproblems wird die Halbtagsar-
beit für Frauen mit Familie in zunehmendem Maße propagiert (Hausfrauenbrigaden). Nacht-
arbeit ist zulässig. Der besondere Arbeitsschutz für Frauen ist stark eingeschränkt. Zwar ist 
die Frauenarbeit für eine ganze Reihe von Tätigkeiten verboten, doch gilt das Verbot nicht, 
wenn die Produktionstechnik die Frauen angeblich nicht gefährdet.  
Der Schutz für Schwangere beschränkt sich auf das Verbot von Arbeiten, "die nach Urteil des 
Betriebs- oder Beratungsarztes der Sozialversicherung Leben und Gesundheit des zu erwar-
tenden Kindes gefährdet" (§ 21 der Verordnung zum Schutz der Arbeitskraft vom 25.10.1951) 
...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den "Mutterschutz" 
in der SBZ (x009/300): >>Das Arbeitsgesetzbuch enthält gewisse Schutzbestimmungen für 
Mütter.  
So dürfen schwangere Frauen und stillende Mütter nicht mit Arbeiten beschäftigt werden, die 
nach dem Gutachten des Betriebsarztes oder des Arztes der Schwangerenberatungsstelle das 
Leben oder die Gesundheit der Frau oder des Kindes gefährden könnten. Eine schwangere 
oder stillende Frau darf aber eine leichtere oder geeignetere Arbeit nicht verweigern.  
Zu Überstunden oder Nachtarbeit dürfen schwangere Frauen oder stillende Mütter nicht he-
rangezogen werden. Im übrigen dürfen Frauen, die in ihrem Haushalt Kinder im Alter bis zu 6 
Jahren oder andere pflegebedürftige Haushaltsangehörige ohne ausreichende Hilfe zu betreuen 
haben, Überstunden und Nachtarbeit ablehnen.  
Schwangere erhalten vor der Niederkunft nur 5 Wochen Urlaub (in der Bundesrepublik dürfen 
Schwangere in den letzten 6 Wochen vor der Geburt nicht beschäftigt werden). Nach der Nie-
derkunft besteht Anspruch auf 6 Wochen Urlaub. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den Gesund-
heitsschutz für "Mutter und Kind" in der SBZ (x009/300): >>Hinter der Bezeichnung des 
"Gesundheitsschutzes für Mutter und Kind" verbirgt sich ein System von Maßnahmen zur 
Nutzung jeder erreichbaren Arbeitskraft auch von Frauen, bei gleichzeitiger Förderung der 
Geburtenhäufigkeit, außerdem aber zur frühzeitigen Einspannung der Jugendlichen in den 
Produktionsprozeß.  
Zu nennen sind insbesondere Schwangerenberatung, Dispensaire für Mutter und Kind, einma-
lige Beihilfen für "kinderreiche Mütter" (von der Geburt des 3. Kindes an) neben staatlichem 
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Kindergeld, Einrichtung sehr vieler Kinderkrippen und Kindergärten im Bereich von Großbe-
trieben, zahlreiche Bestimmungen des Arbeitsschutzes, die tatsächlich vor allem die indus-
trielle Arbeit der Mütter auch von Kleinstkindern ermöglichen sollen, dabei besonders die von 
"alleinstehenden" Müttern. Aber auch der umfassend angelegte Jugendgesundheitsdienst ist 
aus diesem Zweck zu verstehen.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Familienpolitik" 
in der SBZ (x009/121): >>Die Familienpolitik in der SBZ orientiert sich seit 1949/50 ganz am 
sowjetischen Modell.  
Der Wert der Familie soll durch ihren Wert für die Arbeiter- und Bauern-Macht bestimmt 
werden. Die Familie hat demnach eine 3fache Funktion:  
1. Sie hat Sorge zu tragen für die Sicherung eines ausreichenden Kadernachwuchses für alle 
Gebiete des staatlichen Lebens. Kinderreiche erhalten finanzielle Zuwendungen durch den 
Staat. Schwangerschaftsunterbrechungen sind nur aus gesundheitlichen Gründen statthaft. -  
2. Die Familie soll ihre Interessen mit den Interessen der staatlichen Planwirtschaft identifizie-
ren. Die Familienpolitik erstrebt vor allem die Einbeziehung der Ehefrau und Mutter in den 
Produktionsprozeß. Der Bau von Heimen und Horten für Kinder berufstätiger Mütter wird 
forciert. Eine berufliche und politische Tätigkeit kann die Ehefrau auch ohne das Einverständ-
nis des Mannes ausüben. Längere Abwesenheit vom gemeinsamen Wohnsitz ist kein Schei-
dungsgrund. Grundsätzlich soll alle Arbeit zur Erfüllung der Wirtschaftspläne als Arbeit für 
das Wohlergehen der Familie verstanden werden. –  
3. Die Familie soll in engster Zusammenarbeit mit der Schule und FDJ Erziehungsstätte des 
"sozialistischen Menschen" sein. Der 1954 veröffentlichte Entwurf eines Familiengesetzbu-
ches betont den Anspruch des Staates auf maßgeblichen Einfluß in der Kindererziehung und 
macht den Eltern u.a. zur Pflicht, ihre Kinder im Sinne der "Arbeiter- und Bauern-Macht" zu 
erziehen. Andernfalls ist die zuständige staatliche Dienststelle berechtigt, "die erforderlichen 
Anordnungen zu treffen", d.h. die Kindererziehung völlig in staatliche Regie zu nehmen.<< 
Das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" (43/1967) berichtet später über die sowjetische Kin-
dererziehung: >>Sputnik als Spielzeug  
In Rußland wächst eine zweite Generation heran, die keine Alternative zum Sowjetsystem 
kennt. Die Kinder von heute sollen einst im vollendeten Kommunismus leben. Die Methoden 
ihrer Erziehung, die bereits im Kindergarten beginnt, schildert der in Deutschland geborene 
Fachredakteur der „New York Times“ für Pädagogik, Fred M. Hechinger, 47.  
Die sowjetische Kindererziehung  
Der Kindergarten Nr. 67 liegt in einem der eintönigen Außenbezirke Moskaus, von schachtel-
artigen Häusern einer Neubau-Siedlung umgeben.  
Rund um die zweistöckigen Gebäude erstrecken sich auf etwa einem Morgen Land Spielplät-
ze -- altmodische grüne Gartenschaukeln, ein Schwimmbecken, ein Planschbecken mit einem 
wasserspeienden Gipsfisch, kleinere Bassins, in denen man Spielzeugschiffchen schwimmen 
lassen kann.  
Der Kindergarten Nr. 67 ist äußerlich nicht besonders hübsch hergerichtet. Drinnen spielt ge-
rade eine Kindergruppe die "Reise nach Jerusalem" und tanzt zum Hämmern eines Klaviers. 
In einem luftigen Klassenzimmer voller Spielzeug singen andere Kinder händeklatschend ein 
Lied vom fröhlichen kleinen Lenin, der seiner Mutter stets bei der Hausarbeit half. Die blauen 
und roten Haarschleifen der Mädchen wippen auf und ab.  
In dem einfachen kleinen Büro der Kindergartenleiterin Sofia Borisowa Schwedowa blickt ein 
erwachsener Lenin gütig aus einem großen Bilderrahmen. Frau Schwedowa, eine energische, 
leise sprechende, rundliche Frau mittleren Alters mit widerspenstigem Haarschopf, sagt höf-
lich-vorwurfsvoll: "Ich glaube, in Amerika vernachlässigt man die ethische Erziehung der 
Kinder."  
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Den sowjetrussischen Kindern, so berichtet sie, wird schon im Alter von drei Jahren oder 
noch früher im Kindergarten allmählich beigebracht, wie wichtig ein starker, lauterer Charak-
ter sei. Dies werde am besten durch Geschichten und Lieder erreicht, die von der Kindheit, 
dem Leben und dem Kampf des Nationalhelden Lenin handeln.  
Ihre Einstellung bestätigt, was sich allgemein im heutigen sowjetrussischen Erziehungswesen 
beobachten läßt: daß nämlich die treuesten Anhänger der sowjetischen Revolution -- vor al-
lem die Kommunistische Partei, das Zentralkomitee und die Jugendorganisationen der KP -- 
die konservativsten Kräfte Sowjet-Rußlands sind.  
Die im übrigen methodisch vorbildliche Kindergarten-Erziehung ist eine Mischung aus echter 
Kinderliebe, übertriebener Bevormundung und frühzeitigem Einimpfen der These, die Gruppe 
sei wichtiger als der einzelne.  
Aus dieser Grundeinstellung erwächst die sowjetrussische Gesellschaft mit ihrem ausgepräg-
ten Familiensinn, ihrer Konformität, ihrer Gewohnheit, sich auf Befehle und Anordnungen zu 
verlassen, und ihrem Argwohn gegenüber Außenseitern und -- fast krankhaft -- Ausländern.  
Der Kindergarten Nr. 67 mit seinen 150 Kindern ist eine typische Einrichtung für Zwei- bis 
Siebenjährige. Er ist zwar besser als viele Kindergärten in der Provinz, doch keineswegs ein 
Paradestück.  
Die morgens zwischen sieben und acht Uhr von den Eltern gebrachten Kinder sind in sechs 
Gruppen zu je 25 eingeteilt. Das Frühstück um 8.15 Uhr ist die erste von drei reichlichen 
Mahlzeiten im Laufe des Tages.  
Beaufsichtigt wird jede Gruppe von einer Kindergärtnerin -- mit moderner Frisur und Klei-
dung -- und einer Assistentin, die meist eine ältere Frau vom Großmuttertyp mit blauer Schür-
ze ist. Der Tag verläuft nach festem Stundenplan. Die kleineren Kinder beschäftigen sich fast 
immer zu zweit oder in kleinen Gruppen. Jedes Jahr wird die Arbeit ernsthafter, und während 
des letzten Jahres müssen die Kinder bis zehn zählen lernen, Buchstaben wiedererkennen und 
erste tastende Leseversuche machen.  
Es wird viel mit Spielzeug-Serien gearbeitet. Jedes Kind hat seine eigenen Serien -- kleine 
Entchen, Pferde, Autos und, selbstverständlich, rote Sterne und Sputniks. Außerdem hat jedes 
Kind einen eigenen kleinen Aktenordner, in dem seine Zeichnungen, Malereien und Aus-
schnittarbeiten säuberlich abgeheftet und aufbewahrt werden. Manche Kinder nehmen Kla-
vierunterricht, in manchen Kindergärten können Vierjährige Englisch lernen.  
Der Hauptakzent scheint auf dem Spielen und nicht auf dem systematischen Lernen zu liegen. 
Eltern, die der neuen, an Hochschulen ausgebildeten Mittelklasse angehören, drängen zwar 
auf einen früheren Unterrichtsbeginn (wobei sie die Zulassung zur Universität im Auge ha-
ben), doch bis jetzt haben die konservativen Kindergarten-Erzieher in der Sowjet-Union die-
sem Druck zumeist standgehalten.  
Es besteht kein Zwang zum Besuch des Kindergartens; die Gebühren betragen je nach Ein-
kommen der Eltern zwei bis zwölf Rubel monatlich (etwa neun bis 50 Mark).  
In den meisten Kindergärten gibt es einen kleinen Schlafsaal mit weißen Metallbettchen. Be-
rufstätige Eltern können ihre Sprößlinge in der Woche ganz im Kindergarten wohnen lassen, 
und Externe dürfen über Nacht bleiben, wenn die Eltern einmal spät vom Theater nach Hause 
kommen wollen.  
Wer durch die Sowjet-Union reist, sieht bald, daß Kinder hier einen ganz besonderen Status 
haben. Vielleicht möchten die Russen, weil das Leben der Erwachsenen so schwer und eintö-
nig ist, ihre Kinder mit allem verwöhnen, was sie sich nur leisten können.  
In Moskau, wo die Läden noch immer wenige Waren und kaum elegante Dinge anbieten, gibt 
es Spielzeugläden mit soliden, bunten und auch billigen Spielsachen von lustigen aufblasba-
ren Gummi-Enten bis zu schönen Fahrrädern mit abschraubbaren Hilfsrädern. Und das Kauf-
haus Gum führt Autos im Kinderformat, Eisenbahnen, Puppen in allen Größen.  
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Während Erwachsene in Rußland kaum für ihre Eleganz prämiiert werden können, sehen die 
Kleinen in den Kindergärten aus, als kämen sie gerade von einer Modenschau -- sie tragen 
leuchtendes Blau und Rot, bunte Sporthemden und Faltenröcke.  
Wenn auch die Russen ihre Kinder allzusehr behüten und allzuviel loben, so gewöhnt man die 
Eltern doch daran, als hauptsächliche Strafe das Prinzip der "zeitweiligen Entziehung der Zu-
neigung" anzuwenden wie es die Handbücher nennen. Körperliche Bestrafung ist verpönt.  
"Sieh nur, was du deiner Mutter angetan hast, die deinetwegen soviel hat leiden müssen", sagt 
eine Mutter etwa zu einem ungehorsamen Kind als Abschluß einer gefühlsbetonten und viel-
leicht tränenreichen Schelte. Und dann bestraft sie das Kind dadurch, daß sie ihm mehrere 
Stunden lang weder zulächelt noch mit ihm spricht.  
Eine ebenso wichtige Erziehungsmethode ist der frühzeitige, schon im Kindergarten wirksame 
Zwang, sich für seine Gruppe verantwortlich zu fühlen; hinzu kommen Spiele und Geschich-
ten mit moralischer Nutzanwendung. Oft sieht man Kinder, die gerade laufen gelernt haben, 
wie sie in Gruppen zu viert oder fünft ihre Spielsachen miteinander teilen.  
Man gibt den Kindern schon sehr früh weitreichende Macht, die zu bestrafen, die sich nicht an 
die Maßstäbe der Schule oder der Gruppe halten. Das wird in der Schule und an der Universi-
tät fortgesetzt -- Studenten können Kommilitonen suspendieren oder von der Universität ver-
weisen.  
"In der Regel ist es unsere Aufgabe, gegen solche scharfen Maßregelungen ein Veto einzule-
gen", sagte ein Universitätsbeamter in Moskau. "Wie Sie wissen, sind junge Leute geneigt, 
einander grausam zu behandeln."  
Die in Amerika übliche Nachsicht Kindern gegenüber und die Förderung der "Jugendkultur" 
führen oft zu einer anscheinend unüberbrückbaren Kluft zwischen den Generationen, zu ei-
nem Abreißen der Verständigungsmöglichkeit und zu totaler Rebellion gegen die herrschen-
den Sitten und gegen jede Autorität.  
Das sowjetrussische System kann, wenn es übertrieben wird, nicht nur zu politischer Unter-
würfigkeit führen, sondern auch die schöpferische Phantasie, die Originalität und die Sponta-
neität der Kinder ersticken. Manche Beobachter sehen in den eher herkömmlichen Zeichnun-
gen, die die Kinder offenbar unter dem Einfluß der Erwachsenen in den Kindergärten anferti-
gen, den Keim des sterilen "sozialistischen Realismus" in der bildenden Kunst.  
Offensichtlich führen beide Extreme zu manchen ähnlichen gesellschaftsfeindlichen Bekun-
dungen -- sei es Jugendkriminalität, Rowdytum, Abkehr oder Entfremdung von der Gesell-
schaft.  
Viele russische Eltern können sich nicht recht für den Gedanken erwärmen, ihre Kinder sehr 
früh der Schule" anzuvertrauen. Gegenwärtig werden Kindergärten nur von einer Minderheit 
aller Kinder besucht -- vielleicht 25 Prozent im ganzen Land, 40 Prozent in den Städten.  
Das bedeutet, daß die Kluft zwischen denen, die vom Kindergarten profitieren, und den übri-
gen allmählich etwas bedrohlich wird. Immer mehr russische Eltern der "neuen Klasse", die 
ihre Kinder unbedingt auf weiterführende Schulen schicken wollen, drängen die Erziehungs-
behörden, für möglichst frühen Beginn des Lese-Unterrichts grünes Licht zu geben.  
Auf hoher Ebene wird jetzt an einem Lehrplan gearbeitet, der die vier Grundschuljahre auf 
drei reduzieren soll, wodurch in den übrigen sieben Jahren mehr Zeit für einen umfangreiche-
ren Lehrstoff der Mittel- oder Oberstufe zur Verfügung stände.  
Frau Schwedowa, die Leiterin des Kindergartens Nr. 67, berichtet, daß die Lehrer der benach-
barten Grundschule den Kindergarten, aus dem ihre zukünftigen Schüler kommen werden, oft 
besuchen, und daß die Erzieherinnen des Kindergartens bei der Einstufung ihrer Schützlinge 
in der ersten Klasse ein Wort mitzureden haben. "Erst jetzt fangt ihr (Amerikaner) an, die Be-
deutung der Erziehung im Vorschulalter zu begreifen", sagte Frau Schwedowa zu mir. "Ihr 
habt immer gedacht, wir seien einfach gemein -- wir sperrten die Kinder ein und nähmen sie 
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ihren Eltern weg."  
Doch sogar diese selbstbewußte Erzieherin mußte einräumen, daß auch russische Eltern we-
gen einer nur zeitweiligen Trennung von ihren kleinen Kindern Gewissensbisse empfinden. 
Erst kürzlich mußte sie eine Elternversammlung einberufen, um den Müttern und Vätern eine 
Strafpredigt zu halten. Denn jeden Abend, wenn sie ihre Kinder abholen, bringen die Eltern 
Spielzeug und Süßigkeiten mit.  
"Die Eltern machen sich Vorwürfe, ihre Kinder den ganzen Tag über bei uns gelassen zu ha-
ben", sagte sie. "Um ihr schlechtes Gewissen zu beruhigen, verwöhnen sie die Kinder."<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Hausfrauenbri-
gaden" in der SBZ (x009/176): >>Wegen des großen Arbeitskräftemangels sollen in verstärk-
tem Umfange Hausfrauen stundenweise, halbtags oder einige Tage in der Woche in Produkti-
onsbetrieben arbeiten. Sie werden zu Hausfrauenbrigaden zusammengefaßt.  
Ende 1960 arbeiteten rund 4.000 Brigaden mit etwa 30.000 Mitgliedern. Dazu kamen 1961 
etwa 2.500 neue Brigaden. Die Hausfrauen mußten stellenweise unentgeltlich arbeiten oder 
wurden nur nach den niedrigsten Lohnsätzen bezahlt und genossen keinen ausreichenden Ver-
sicherungsschutz (Sozialversicherungs- und Versorgungswesen). Auch wurden sie in einigen 
Betrieben eingesetzt, um ohne große Kosten Planrückstände aufzuholen.  
Erst durch eine Verfügung der Staatlichen Plankommission und des Komitees für Arbeit und 
Löhne vom 12.5.1960 wurden die tarifliche Bezahlung und ein gewisser Versicherungsschutz 
angeordnet.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Gemeinschafts-
küchen" in der SBZ (x009/148): >>Einrichtungen zur Bereitung der Mahlzeiten in Kollektiv-
betrieben.  
Gemeinschaftsküchen sollen wie Gemeinschaftskindergärten u.ä. Einrichtungen die Arbeits-
kraft der Ehefrauen und Mütter für das Kollektiv freisetzen. In der SBZ dienen die Gemein-
schaftsküchen in den LPG vor allem dazu, den Genossen und Erntehelfern ohne größeren 
Zeitverlust eine warme Mahlzeit am Tage zu bieten. Sie entsprechen als "gesellschaftliche 
Speisung" den Kantinen in den Lohnarbeiterbetrieben.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Arbeitskräfte" in 
der SBZ (x009/31): >>Die Arbeitskräfte-Reserven sind in der SBZ nahezu ausgeschöpft.  
Praktisch stehen alle arbeitsfähigen Personen im Arbeitsprozeß; von den weiblichen arbeitsfä-
higen Personen sind etwa 70 % berufstätig. Unter den 8 Millionen Beschäftigten sind minde-
stens 600.000 Empfänger von Altersrenten, die für die Fortsetzung oder Wiederaufnahme ei-
nes Arbeitsverhältnisses gewonnen wurden.  
Der Anteil, der Frauen an den Berufstätigen liegt mit 45 % weit über dem entsprechenden 
Frauenanteil in der Bundesrepublik (BRD 1959: 37 %).<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Oma-Bewe-
gung" in der SBZ (x009/316): >>Ein von den Ortsausschüssen des Demokratischen Frauen-
bundes Deutschlands (DFD) organisierter "freiwilliger Arbeitseinsatz" der über 65 Jahre alten 
Frauen und Rentnerinnen.  
Sie sollen Haushalts- und Kinderbetreuung in fremden Familien sowie Ausbesserungs- und 
ähnliche Arbeiten übernehmen und auf diese Weise die Kampagne der SED gegen das "Nur-
Hausfrauentum" unterstützen. Die von der Oma-Bewegung entlasteten Frauen und Mütter 
sollen im Produktionsprozeß tätig werden. ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Veteranenklubs" 
in der SBZ (x009/462): >>Einrichtung zur politischen Erfassung und Beeinflussung der we-
gen ihres hohen Alters nicht mehr Berufstätigen. Über die Veteranenklubs werden die Vetera-
nen auch als Arbeitskräftereserven zu Dienstleistungen, Postzustelldienst und andere Aus-
hilfsarbeiten herangezogen. ...<< 


